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I Planungsgegenstand 
 
1.0.0 Veranlassung und Erforderlichkeit 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans V-48 lag im Bereich der „Vorbereitenden 
Untersuchung Warschauer Straße“ und wurde mit der „Zehnten Verordnung über 
die förmliche Festsetzung von Sanierungsgebieten“ vom 18.11.1994 (GVBl. S. 472) 
Bestandteil des förmlich festgesetzten Sanierungsgebiets Warschauer Straße. Pla-
nungsziel des Bebauungsplans ist die langfr ist ige planungsrechtl iche Sicherung der 
für den Geltungsbereich des Bebauungsplans formulierten Sanierungsziele auch 
über den Zeitpunkt der Aufhebung des Sanierungsgebiets hinaus. Hierzu zählen 
insbesondere die planungsrechtl iche Sicherung der Erschließung der im Blockin-
nenbereich gelegenen Flurstücke, der Erhalt  der historisch gewachsenen Mischnut-
zung von Wohnen und Gewerbe im Block 015 (stat ist isches Gebiet 116) zwischen 
Warschauer Straße, Grünberger Straße, Simon- Dach- Straße und Kopernikusstra-
ße, die Gewährleistung gesunder Wohnverhältnisse im Planungsgebiet,  sowie die 
Verbesserung der Versorgung der Anwohner mit pr ivaten Freif lächen durch den 
Ausschluss von Stellplätzen und Garagen auf  den wohnungsbezogenen Freif lächen.  
Grundlage hierfür ist  der Bezirksamtsbeschluss vom 14.03.1994. 
 
 
2.0.0 Plangebiet 
2.1.0 Bestand 
2.1.1 Lage, Größe, Zuschnitt 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans V-48 umfasst die straßenseit ig gelege-
nen Grundstücke Warschauer Straße 70, Grünberger Straße 38/54, Kopernikus-
straße 20 bis 28 sowie die im Blockinnenbereich gelegenen Flurstücke 189 (War-
schauer Str.  70A), 194, 195 (Kopernikusstr.  26A) und 198 mit zusammen 32713 m² 
Grundstücksf läche. Die mit dem Zusatz „(hinter)“ versehenen Grundstücksbezeich-
nungen dienen dem besseren Verständnis, haben diesen Zusatz jedoch nicht im 
Auszug aus dem Liegenschaftskataster. 
Grundstück        Grundstücksgröße (m²) 
Warschauer Straße 70/    Flurstück 380      891 
Warschauer Straße 70A/ 
(hinter Warschauer Straße 70) Flurstück 189     3331 
Grünberger Straße 38/    Flurstück 190      768 
Grünberger Straße 40/   Flurstück 191      768 
Grünberger Straße 42/   Flurstück 192      627 
Grünberger Straße 44 bis 48A/  Flurstück 400    3032 
       Flurstück 401      374 
(hinter) Grünberger Straße 44/  Flurstück 194    1626 
(hinter) Grünberger Straße 48/  Flurstück 198    2203 
Grünberger Straße 50/    Flurstück 200    1841 
Grünberger Straße 52/    Flurstück 201      792 
Grünberger Straße 54/    Flurstück 202    4454 
Kopernikusstraße 20/    Flurstück 205    1162 
Kopernikusstraße 21/    Flurstück 204    1187 
Kopernikusstraße 22/    Flurstück 203    1190 
Kopernikusstraße 23/    Flurstück 199    2024 
Kopernikusstraße 24/    Flurstück 197    1033 
Kopernikusstraße 25/    Flurstück 196    1026 
Kopernikusstraße 26 bis 28/   Flurstück 188    2722 
Kopernikusstraße 26A    Flurstück 195    1662 
                  32713 
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2.1.2 Eigentumsverhältnisse und derzeitige Nutzung 
 
Laut Auszug aus dem Liegenschaftskataster bef inden sich alle Grundstücke in pri-
vatem Eigentum. Die Nutzung im Geltungsbereich des Bebauungsplans V-48 ist ge-
prägt durch Wohnen am Blockrand und durch gewerbliche Nutzung im Blockinnen-
bereich. Der Schwerpunkt der vorhandenen gewerblichen Nutzungen auf  dem Flur-
stück 189 (hinter Warschauer Str.  70) l iegt im Bereich Bau/Innenausbau und in ge-
werblichen Freizeitangeboten. Das Flurstück 195 (Kopernikusstr.  26A) wird als La-
ger- und als Parkplatz genutzt.  
Der Schwerpunkt der vorhandenen gewerblichen Nutzungen auf  dem Grundstück 
Kopernikusstr.  23 l iegt in gewerblichen Freizeitangeboten. 
Die Grünberger Höfe (hinter Grünberger Str.  44-48A) sind insbesondere durch Nut-
zungen im Texti l-  sowie Mult imediabereich gekennzeichnet, ebenso der Frieserhof  
auf  dem Grundstück Grünberger Str.  54, der auch Standort der Bezirksbibliothek 
ist.  
Die Bebauung auf  dem Grundstück Grünberger Str.  50 steht zur Zeit  leer. 
Der Blockrandbereich wird mit Ausnahme der Erdgeschosszone entlang der Grün-
berger-,  Warschauer und Kopernikusstraße im wesentl ichen durch Wohnnutzung 
geprägt. 
In Vorbereitung eines im Juni 1998 durchgeführten Workshops zum gebietsverträg-
l ichen Parken im Sanierungsgebiet Warschauer Straße wurden für den Block 015 
insgesamt 210 im Blockinnenbereich parkende Fahrzeuge ermittelt ,  von denen 200 
auf  den Geltungsbereich des Bebauungsplans entf ielen, davon wiederum 185 auf  
den gewerblich genutzten Blockinnenbereich. 15 entf ielen auf  den Blockrandbe-
reich. Der Block 015 war mit dieser Anzahl ermittelter parkender Fahrzeuge der 
hinsicht l ich des ruhenden Verkehrs bestversorgte Block im Sanierungsgebiet War-
schauer Straße 
 
 
2.1.3 Baulasten 
 
Zur Sicherung der Erschließung der im Blockinnenbereich gelegenen Flurstücke 
sind bereits Baulasteintragungen erfolgt.  
 
dienendes Grundstück      herrschendes Grundstück 
1. Grünberger Straße 44 bis 48A         Flurstück 194 (hinter Grünberger Str.  44) 
 Geh- Fahr- und Leitungs- 
 recht von 234 m² 
 Leitungsrecht von 93 m² 
 
2. Grünberger Straße 44 bis 48A         Flurstück 198 (hinter Grünberger Str.  48) 
 Geh-, Fahr- und Leitungs- 
 recht von 273 m² 
 
3a. Kopernikusstraße 26 bis 28 Flurstück 189 (Warschauer Str.  70A) 
3b. Kopernikusstraße 26 bis 28 Flurstück 195 (Kopernikusstr.  26A) 
 
 Geh-, Fahr- und Leitungs- 
 recht von 117,1 m² 
 
4. Flurstück 195 (Kopernikusstr.  26A)   Flurstück 189 (Warschauer Str.  70A)  
  

Geh-, Fahr- und Leitungs- 
 recht von 281 m² 
 
5. Warschauer Straße 70 Flurstück 189 (Warschauer Str.  70A) 

Geh- und Fahrrecht von 135 m² 
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2.1.4 Örtliche Gegebenheiten 
 
Die Bebauung der Grünberger Straße 44/54 dokumentiert  die Entwicklung der „Ber-
l iner Mischung“ im ersten Jahrzehnt des vorigen Jahrhunderts. Zwischen 1905 und 
1911 err ichtete fünfgeschossige Etagenfabriken prägen die Blockinnenf lächen. Sie 
sind als Quergebäude auf  den bis zu 120 m t iefen Parzellen angeordnet und bilden 
teilweise mehrere Höfe. Durch die Kombination von Mauerwerksbau und Stahlkon-
strukt ion entstanden gewerblich bzw. industr iel l nutzbare Geschossbauten. 
Der überwiegende Anteil der Wohnbebauung ist in dem Zeitraum zwischen 1895 
und 1915 entstanden. 
Die Struktur des Blocks ist nach dem Prinzip Wohnen am Blockrand und Gewerbe 
im Blockinnenbereich angelegt. Durch Kriegseinwirkungen sind einige Gebäudeteile 
- sowohl Vorderhäuser als auch Quergebäude - zerstört worden. Sie wurden in den 
fünfziger Jahren durch eine Blockrandbebauung ersetzt,  wobei z.T. mangelhaf t ein-
gebundene Strukturen entstanden. 
Die baulich- räumliche Struktur der Gewerbebauten im Blockinnenbereich ist an 
dieser Stelle fast vollständig erhalten.  
Eine Analyse des Blockes zeigt,  dass die GRZ der dort bef indlichen Grundstücke 
zwischen 0,17 und 0,85 und die GFZ zwischen 0,84 und 4,23 streut. 
Dabei dominieren GRZ- Werte zwischen 0,6 und 0,7 und GFZ- Werte zwischen 3,0 
und 3,6. 
 
GRZ       GFZ 
<0,3<0,4<0,5<0,6<0,7<0,8<0,9   <1,8<2,4<3,0<3,6<4,23    
   3     -      2     6    18   4     2      3     2     7   18     5 Anzahl der 
           Grundstücke 
           Im Block 
 
Der Versiegelungsgrad im gewerblich genutzten Blockinnenbereich l iegt bei fast 
100 %, in den engen Wohnhöfen of t  bei mehr als 70% bis fast 100%. 
 
2.1.5 Denkmalschutz 
 
Nach dem Gesetz zum Schutz von Denkmalen in Berl in (Denkmalschutzgesetz Ber-
l in, zuletzt geändert durch Art ikel IV des Gesetzes vom 17. Mai 1999 (GVBl. S. 
178) sind alle Veränderungen und Maßnahmen an einem Denkmal genehmigungs-
pf l icht ig. 
In die Denkmall iste Berl in 2001, Friedrichshain- Kreuzberg, (Amtsblatt  Nr. 29 vom 
14.06.2001) wurden eingetragen: 
 
auf  der Seite 2335 die Baudenkmale 
 
- Grünberger Straße 50, Mietshaus und Fabrik, 1906 von Heinrich Hubracht 
- Grünberger Straße 54, Wohn- und Geschäftshaus, 1911  
sowie weitere Bestandteile des Denkmalbereichs (Ensembles) Grünberger Straße 
44/54 (Seite 2320): 
-  Grünberger Straße 44, Fabrik 1904 und Mietshaus, um 1954 
- Grünberger Straße 46/48, 48A, Fabrikgebäude 1901, Mietshäuser, um 1954 
- Grünberger Straße 52, Mietshaus und Fabrik, 1907 von Heinrich Hubracht 
- Kopernikusstraße 23, Fabrik, um 1905 
- Kopernikusstraße 26A, Fabrik, um 1905 
- Warschauer Straße 70A, Fabrik, 1904 von H. & W. Schneider 
Die Baudenkmale sowie die weiteren Bestandteile des Ensembles werden entspre-
chend der Stellungnahme des Landesdenkmalamtes vom 27.01.03 nachricht l ich in 
den Bebauungsplan übernommen. 
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2.1.6 Verkehrliche Erschließung 
 
Öf fentl icher Personennahverkehr (ÖPNV): 
Das Gebiet ist  opt imal durch den ÖPNV erschlossen. 
In einer Entfernung von ca. 500 m nördlich verläuf t  die U-Bahnlinie U5 (Frankfurter 
Tor),  südlich die S-Bahn sowie die U-Bahnlinie U1 (Warschauer Straße). 
Straßenbahnlinien bef inden sich in der Warschauer-,  Kopernikus- und Boxhagener 
Straße, Buslinien in der Grünberger Straße. 
 
Motorisierter Individualverkehr (MIV): 
Die Warschauer Straße wird der Kategorie "Hauptverkehrsstraße mit überbezirk l i-
cher Funktion" zugeordnet. Die Grünberger Straße hat Netzergänzungsfunktion im 
Verbindungsstraßennetz. Die Kopernikusstraße ist eine Sammelstraße. 
 
2.1.7 Stadttechnische Erschließung 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans bef inden sich Bewag- Kabelanlagen im 
Gehwegbereich sowie zwei Netzstat ionen N 913 (Grünberger Str.  44), N 7661 (Ko-
pernikusstr.  26) und eine Übergabestat ion Ü 676 (Grünberger Str.  54), des weite-
ren eine Fernwärmeversorgungstrasse DN 65 für die Objekte Kopernikusstr.  20 bis 
29 in der Kopernikusstraße sowie auf  dem Grundstück Kopernikusstr.  26 bis 28. 
In der Warschauer Straße, Grünberger Straße und Kopernikusstraße sind Wasser-
versorgungs- und Entwässerungsanlagen der Berl iner Wasserbetr iebe sowie Gas-
leitungen der GASAG vorhanden, die im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit  zur Ver-
fügung stehen. 
Innerhalb der Straßenverkehrsf läche Warschauer Straße, Kopernikusstraße und 
Grünberger Straße bef inden sich Kabelanlagen/ Erdungsanlagen der Bahnstrom-
versorgung sowie Anlagen der Licht- und Kraf t technik/ Anlagen der standardmäßi-
gen Haltestellenverrohrung der Straßenbahn. 
 
2.1.8 Ökologische Verhältnisse 
 
Grün- und Freif lächen 
 
Die im Block vorherrschende Gründerzeitbebauung weist generell erhebliche Def izi-
te in der Versorgung mit pr ivaten Grün- und Freif lächen auf . Mit Ausnahme einiger, 
nach 1945 wieder bebauter kr iegszerstörter Bereiche, sind die Grundstücke hoch-
versiegelt  und haben somit einen geringen Vegetat ionsanteil und aus diesem Grund 
auch eine sehr geringe Aufenthaltsqualität für die Bewohner. 
Der Versiegelungsgrad im gewerblich genutzten Blockinnenbereich l iegt zwischen 
91% und 100%, in den engen Wohnhöfen of t  bei mehr als 70% bis fast 100%. 
 
 
Luf t  
 
Der Bezirk Friedrichshain zählt  zu den höchstbelasteten Bezirken Berlins. Gemäß 
Umweltat las Berlin (Bd. 1, 04.05.1992) wird das Untersuchungsgebiet der Zone 4 
mit sehr hohem Risiko für bioklimatische Belastungen zugeordnet. 
Der aktuelle digitale Umweltat las stellt  für den Block 015 SO²-Emissionen Haus-
brand für 1989 von 100 bis 200 t/km²/a und für 1994 von 58 t/km²/a dar. Dem 
Rückgang der Luf tbelastung durch Hausbrandemissionen (durch kohlebeheizte Ein-
zelfeuerstätten) steht jedoch eine Steigerung  der SO² Belastung durch Kfz-Verkehr 
und die damit verbundene Schadstof fbelastung durch Abgase entgegen. Die durch-
schnit t l iche tägliche Verkehrsstärke für das Jahr 2001 wird für die Grünberger 
Straße mit 10000 bis 15000 Kfz angegeben, für die Warschauer Straße ist mit 
40000 bis 50000 Kfz zu rechnen. 
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Lärm 
 
Für die erhebliche Belastung des Gebietes durch Lärm sind zwei Quellen zu nen-
nen.  
Zum einen sind dies die Lärmbeläst igungen durch den Kfz-Verkehr in der War-
schauer, Kopernikus-, und Grünberger Straße, die zusätzlich mit Straßenbahn und 
Busverkehr überlagert sind. 
Messungen ergaben: 
- Warschauer Straße 75-80 dB(A) 
- Grünberger Straße 70-75 dB(A) 
- Kopernikusstraße 70-75 dB(A) 
Die Grenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung für allgemeine Wohngebiete 
von 55 dB(A) und Mischgebiete von 60 dB(A) werden erheblich überschrit ten. 
 
Zum anderen können Lärmbeläst igungen von den großen Gewerbehöfen durch evt l.  
Lkw-Verkehr auf  den Höfen, sowie durch Be- und Endladebetr ieb ausgehen. 
Der Schwerpunkt der im Blockinnenbereich angesiedelten Nutzungen hat sich aller-
dings im Laufe der letzten Jahre weg vom produzierenden Gewerbe und mehr in 
Richtung gewerblicher Freizeitangebote sowie Dienstleistungen im Texti l-  und Mul-
t imedia- sowie Bau- und Innenausbaubereich mit insgesamt geringerem Störpoten-
t ial entwickelt  (vgl.  I .2.1.2). 
 
 
 
2.2.0 Planerische Ausgangssituation 
 
Flächennutzungsplan (FNP 2004) 
 
Gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB ist der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungs-
plan zu entwickeln. Im Flächennutzungsplan Berlin in der Fassung der Neube-
kanntmachung vom 08.01.2004 (ABl. S. 95), zuletzt geändert am 26.08.2004 (ABl. 
S. 3967) wird der Geltungsbereich des Bebauungsplanes V-48 entlang der War-
schauer Straße mit ca. einem Drit tel der Tiefe des Blocks 015 als gemischte Bau-
f läche M2 und im übrigen als Wohnbauf läche W1 dargestellt .  
 
Die Aussagen des Flächennutzungsplanes werden hier dahingehend umgesetzt,  
dass zum einen die Wohnnutzung am Blockrand gestärkt werden soll:  Entlang der 
Grünberger- sowie der Kopernikusstraße wird ab dem zweiten Vollgeschoss, ent-
lang der Warschauer Straße ab dem drit ten Vollgeschoss ausschließlich Wohnnut-
zung festgesetzt.  Außerdem soll die Wohnnutzung im Blockrandbereich durch Aus-
schluss von Stellplätzen und Garagen im MI 1 und MI 2 stabil isiert  werden. 
 
Für den Blockinnenbereich MI 3 soll durch Festsetzung im wesentl ichen gewerbli-
cher Nutzung die planungsrechtl iche Sicherung der ortsspezif ischen Mischnutzung 
erreicht werden. 
Insgesamt sollen durch die geplanten Festsetzungen die Voraussetzungen zur Ver-
fest igung der historischen Mischnutzung des Blocks 015 geschaffen werden. 
 
 
 
Übergeleitete und festgesetzte Bebauungspläne 
 
Übergeleitete und festgesetzte Bebauungspläne sind im Geltungsbereich des Be-
bauungsplans nicht vorhanden. 
 
 
 



 10

Landschaftsplan 
 
Das Plangebiet bef indet sich im Geltungsbereich des festgesetzten .Landschafts-
plans V-L-2 (Amtsblatt  vom 23. März 1999, S. 92) für den Bereich Frankfurter Allee 
Süd zur Festsetzung der grundstücksbezogenen Biotopf lächenfaktoren, die für den 
Geltungsbereich des Bebauungsplans V-48 zwischen 0,3 und 0,6 l iegen. Bei der 
Festlegung des grundstücksbezogenen Ziel- Biotopf lächenfaktors spielen die Fak-
toren Art der Nutzung, Überbauungsgrad des Grundstücks sowie Art des bean-
tragten Bauvorhabens (Neubau oder Erweiterung/Änderung) eine Rolle. Ein BFF 
von 0,6 ist nachzuweisen bei Wohnungsneubau bzw. Änderung oder Erweiterung 
von Wohnungsbau bzw. Mischnutzung ohne gewerbliche Nutzung der Freif lächen 
bei einem Überbauungsgrad des Grundstücks bis zu 0,38. Er reduziert sich auf  
0,45 bei einem Überbauungsgrad von 0,38 bis 0,49. Darüber sinkt er auf  0,3. Die-
ser Wert gilt  auch bei rein gewerblicher Nutzung des Grundstücks bzw. bei Misch-
nutzung mit gewerblicher Nutzung der Freif lächen. 
Der Landschaftsplan regelt  so die vorhabenbezogene Entsiegelung und qualitat ive 
Aufwertung der Freif lächen im Geltungsbereich des Bebauungsplans. 
 
 
Landschaftsprogramm (LaPro) 
 
Das Landschaftsprogramm einschließlich Artenschutzprogramm liegt seit  dem 29. 
Juli 1994 vor (Amtsblatt  S. 2331). Die Planungsabsicht des Bezirks Friedrichshain- 
Kreuzberg unterstützt die allgemeinen Zielsetzungen des Landschaftsprogramms 
Berlin, welches in bezug auf  die Erholungsnutzung für die städtisch geprägten In-
nenstadträume den Erhalt  von Freif lächen in Straßenräumen, Höfen und Grünanla-
gen vorsieht. Gefordert wird der Erhalt  von Freif lächen zur Verbesserung des 
Kleinklimas und zur Vermeidung weiterer Bodenversiegelung (Verdunstungsf lächen 
und Grundwasserneubildung). Das Landschaftsprogramm ordnet den Standort in 
die Kategorie der Wohnquart iere mit der höchsten Dringlichkeitsstufe zur Verbes-
serung der Freiraumversorgung ein..  
Der Ausschluss von Stellplätzen und Garagen auf  den der Wohnnutzung zugeord-
neten Freif lächen des Blockrandbereichs entspricht den grundsätzlichen Zielen des 
Landschaftsprogramms. 
 
 
Bereichsentwicklungsplanung(BEP) 
 
In der vom Bezirksamt Friedrichshain am 30. Juli 1996 als Arbeitsgrundlage bestä-
t igten Bereichsentwicklungsplanung (Beschluss- Nr. 148/96) wird der Block 015 ins-
gesamt als Mischgebiet dargestellt .  Für die ehemals gewerblich genutzte Bebauung 
im Blockinnenbererch wird gewerbliche Nutzung, für die Blockrandbebauung Wohn-
nutzung mit einer GFZ >1,5 dargestellt .  Nur die Bebauung auf  dem Grundstück 
Grünberger Straße 54 wird insgesamt als gewerblich genutzt dargestellt .  
Der Bebauungsplan entspricht mit seiner geplanten Festsetzung des Geltungsbe-
reiches als Mischgebiet grundsätzlich auch den Aussagen der fortgeschriebenen 
Bereichsentwicklungsplanung für Friedrichshain- Kreuzberg (Stand März 2001), die 
jedoch noch vor der Beschlussfassung steht. 
 
 
Vorbereitende Untersuchung/ Sanierungsgebiet 
 
Der Block 015 lag im Bereich der „Vorbereitenden Untersuchung Warschauer Stra-
ße" und wurde mit der „Zehnten Verordnung über die förmliche Festsetzung von 
Sanierungsgebieten vom 18.11.1994 (GVBL. S. 472) Bestandteil des förmlich fest-
gesetzten Sanierungsgebietes Warschauer Straße. 
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Im Neuordnungskonzept zum förmlich festgesetzten Sanierungsgebiet Warschauer 
Straße ist insbesondere die Schaffung von privaten Grünf lächen durch den Abbruch 
von Gebäuden vorgesehen. Auf  den Grundstücken Kopernikusstraße 20 bis 22 wur-
de das Sanierungsziel dahingehend geändert,  dass nicht mehr die zweiten Querge-
bäude, sondern die ersten Quergebäude abgetragen werden sollten. Aus-
schlaggebend für diese Entscheidung, in die das Wohnungsamt und die Betrof fe-
nenvertretung Warschauer Straße eingebunden wurden, waren folgende Punkte: 
- die erheblich bessere Belichtung der zweiten Quergebäude nach dem Abriss der 
ersten Quergebäude im Vergleich zu der Belichtung der ersten Quergebäude nach 
dem Abriss der zweiten; 
- die unmittelbare Zuordnung der entstehenden ca. 34 Meter t iefen Freif läche zu 
den Wohnungen; 
- der Schutz dieser Freif läche vor den Emissionen des angrenzenden Gewerbes auf  
dem Grundstück Grünberger Straße 54 
- im Vergleich zu den ersten Quergebäuden kompaktere famil ienfreundliche Woh-
nungen in den zweiten Quergebäuden; 
Die Abbruchmaßnahmen wurden bereits durchgeführt.  Es entstanden große private 
Grünf lächen, die u.a. auch als privater Spielplatz genutzt werden. Ein weiterer Ab-
bruch wurde auf  dem Grundstück Grünberger Str.  40 durchgeführt.  Hier wurde das 
Hinterhaus abgetragen. 
Weitere Gebäudeabrisse zur Schaffung bzw. Vergrößerung von privaten Freif lächen 
sind auf  den Grundstücken Grünberger Straße 44 bis 48A (Pförtnerhaus, einge-
schossig) sowie Warschauer Straße 70 (3 Garagen) vorgesehen. 
Ein weiteres Sanierungsziel ist  eine part iel le Neubebauung des Grundstücks War-
schauer Straße 70A (Flurstück 189) sowie Kopernikusstraße 26A (Flurstück 195), 
über die hinsicht l ich des Maßes der baulichen Nutzung, der Bauweise und der ü-
berbaubaren Grundstücksf läche im Rahmen von § 34 BauGB entschieden werden 
kann. 
 
Das Bebauungsplanverfahren V-48 dient zur langfr ist igen planungsrechtl ichen Ab-
sicherung der bestehenden Sanierungsziele in seinem Geltungsbereich. 
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II Planinhalt 
 
1.0.0 Entwicklung der Planungsüberlegungen 
 
Basierend auf  den bereits durch die Planungsgruppe Werkstadt durchgeführten 
vorbereitenden Untersuchungen für das Gebiet auf  der Grundlage des § 141 des 
Baugesetzbuches in Vorbereitung der Festsetzung als Sanierungsgebiet wurde 
wiederum die Planungsgruppe Werkstadt vom Stadtplanungsamt beauftragt, ver-
t iefende städtebauliche Untersuchungen zum Block 015 zwischen Warschauer 
Straße, Grünberger Straße, Simon- Dach- Straße und Kopernikusstraße durchzu-
führen. Diese Untersuchungen führten zur Entwicklung von zwei Planungsvarian-
ten für den Geltungsbereich des Bebauungsplans V- 48 , die zusammen mit dem 
Bebauungsplanentwurf  im Zuge der f rühzeit igen Bürgerbeteil igung gemäß § 3 Abs. 
1 BauGB diskutiert  wurden. Das Ergebnis wurde in die Planungen eingearbeitet.  
 
 
2.0.0 Intention des Plans 
 
Der Bebauungsplan V- 48 soll langfr ist ig die für seinen Geltungsbereich formulier-
ten Sanierungsziele planungsrechtl ich sichern, hier insbesondere den Erhalt  der 
historisch gewachsenen Mischung von Wohnen und Gewerbe an diesem Standort.  
 
 
3.0.0 Wesentliche Planinhalte 
 
Der Bebauungsplan V-48 macht als einfacher Bebauungsplan nach § 30 Abs. 3 
BauGB Festsetzungen zur Art der Nutzung und in Teilbereichen Festsetzungen zur 
Erschließung. 
- Er setzt die Grundstücke in seinem Geltungsbereich als Mischgebiet fest und 
tr if f t  Festsetzungen zu den im Mischgebiet allgemein bzw. ausnahmsweise zuläs-
sigen und unzulässigen Nutzungen. Der Umfang und die Größe der im Mischgebiet 
allgemein bzw. ausnahmsweise zulässigen Nutzungen r ichtet sich nach der spezi-
f ischen Eigenart des Mischgebiets und f indet seine Beschränkung im § 15 Abs. 1 
der BauNVO, nach dem unzumutbare Beläst igungen oder Störungen weder von 
diesen Nutzungsarten ausgehen noch auf  sie einwirken dürfen (gegenseit iges 
Rücksichtnahmegebot).  
-  Er setzt Flächen fest,  innerhalb derer zur Erschließung der im Blockinnenbereich 
gelegenen Grundstücke Geh- und/oder Fahrrechte eingeräumt werden sollen; 
- Die historische Straßenf luchtl inie wird als Straßenbegrenzungslinie festgesetzt.  
Das Maß der Nutzung, die Bauweise und die überbaubare Grundstücksf läche wer-
den im Geltungsbereich des Bebauungsplans nach § 34 BauGB bestimmt. 
 
 
3.1.0 Textliche Festsetzungen 
 
1. Im Mischgebiet MI 1 ist ab dem 2. Vollgeschoss nur Wohnnutzung zulässig. 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 3 BauGB und § 1 Abs. 7 
Nr. 1 der BauNVO 
 
 
2. Im Mischgebiet MI 2 ist ab dem 3. Vollgeschoss nur Wohnnutzung zulässig. 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 3 BauGB und § 1 Abs. 7 
Nr. 1 der BauNVO 
 
 



 13

3. Im Mischgebiet MI 1 und MI 2 sind Stellplätze und Garagen unzulässig. 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 der BauNVO 
 
 
4. Im Mischgebiet MI 3 ist Wohnnutzung nur ausnahmsweise zulässig. 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und Abs. 8 der BauVO 
 
 
5. Im Mischgebiet MI 3 können die in § 6 Abs. 2 Nr. 8 der Baunutzungsverordnung 
genannten Nutzungen nur ausnahmsweise zugelassen werden. 
Rechtsgrundlage:§9 Abs.1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und Abs. 8 der BauNVO 
 
 
6. Im Mischgebiet MI 3 sind Parkhäuser als sonstige Gewerbebetr iebe gemäß § 6 
Abs. 2 Nr. 4 der Baunutzungsverordnung nicht zulässig. 
Rechtsgrundlage:§9 Abs.1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1. Abs. 5 und Abs. 9 der BauNVO 
 
 
7. Im Mischgebiet MI 1, MI 2 und MI 3 sind die in § 6 Abs. 2 Nr. 6 (Gartenbaube-
tr iebe) und Nr. 7 (Tankstellen) der Baunutzungsverordnung genannten Nutzungen 
nicht zulässig. 
Rechtsgrundlage:§9 Abs.1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und Abs. 8 der BauNVO 
 
 
8.0 Geh- und/ oder Fahrrechte 
 
8.1 Innerhalb der Fläche A ist mit einer maximalen Breite von 5,11 m ein Geh- und 
Fahrrecht zugunsten der Benutzer und Besucher des Flurstücks 194 (hinter Grün-
berger Straße 44/46) einzuräumen. Die Gebäudedurchfahrt ist  eingeschossig aus-
zubilden. 
 
8.2 Innerhalb der Fläche A ist mit einer maximalen Breite von 5,11 m ein Geh- und 
Fahrrecht zugunsten der Benutzer und Besucher des Flurstücks 198 (hinter Grün-
berger Straße 48/48A) einzuräumen. Die Gebäudedurchfahrt ist  eingeschossig 
auszubilden. 
 
8.3 Innerhalb der Fläche B ist mit einer maximalen Breite von 3,0 m ein Geh- und 
Fahrrecht zugunsten der Benutzer und Besucher des Grundstücks Kopernikus-
straße 26A (Flurstück 195) einzuräumen. 
 
8.4 Innerhalb der Fläche B ist mit einer maximalen Breite von 3,0 m und innerhalb 
der Fläche C mit einer maximalen Breite von 7,8 m ein Geh- und Fahrrecht zu-
gunsten der Benutzer und Besucher des Grundstücks Warschauer Straße 70A 
(Flurstück 189) einzuräumen. 
 
8.5 Innerhalb der Fläche D ist mit einer maximalen Breite von 2,8 m ein Gehrecht 
zugunsten der Benutzer und Besucher des Grundstücks Warschauer Straße 70A 
(Flurstück 189) einzuräumen. 
 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB 
 
 
9. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist die Verwendung von Erdgas oder 
Heizöl EL als Brennstof f  zugelassen. Die Verwendung anderer Brennstof fe ist 
dann zulässig, wenn sichergestellt  ist ,  das die Emissionswerte von Schwefeloxid 
(S0x), St ickoxid (N0x) und Staub in Kilogramm Schadstof f  pro Tera Joule Energie-
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gehalt  (kg/TJ) des eingesetzten Brennstof fs vergleichbar denen von Heizöl EL ent-
sprechen. 
 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB 
 
 
10. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist die Verwendung von Stof fen nach 
folgenden Nummern und Klassen der technischen Anleitung zur Reinhaltung der 
Luf t -  TA Luf t -  in der Fassung vom 24. Juli 2002 (GMBI. S. 511) nicht zulässig. 
 
Nr. 5.2.7 krebserregende, erbgutverändernde oder reproduktionstoxische sowie 

schwer abbaubare und hochtoxische organische Stof fe 
Nr. 5.2.2 staubförmige, anorganische Stof fe Klasse I,  I I  und II I  
Nr. 5.2.4 gasförmige anorganische Stof fe Klasse I 
Nr. 5.2.5 organische Stof fe Klasse I und II  
 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB' 
 
 
11. Die Einteilung der Straßenverkehrsf läche ist nicht Gegenstand der Festset-
zung. 
 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1.1 BauGB 
 
 
4.0.0 Abwägung, Begründung einzelner Festsetzungen 
 
Der Bebauungsplan setzt die Straßenverkehrsf läche und die Straßenbegrenzungs-
l inie fest.  Er übernimmt die vorhandenen Straßenbegrenzungen, so wie sie sich 
heute in der Ört l ichkeit  darstellen, und setzt sie fest.  Die Straßenbegrenzungslinie 
ist die Grenzlinie zwischen der Verkehrsf läche und den angrenzenden Grundstü-
cken. Die Warschauer, Grünberger und die Kopernikusstraße werden bis zu ihrer 
Mitte als Verkehrsf läche festgesetzt,  da dieser Teilbereich der Verkehrsf läche 
durch die Abstandf lächen der Bebauung gem. § 6 Abs. 2 BauOBIn in einem 
Rechtszusammenhang zur Bebauung der Grundstücke steht. Die Einteilung der 
Straßenverkehrsf läche ist dabei nicht Gegenstand der Festsetzung, sondern un-
terl iegt den Bestimmungen der zuständigen Senatsverwaltung sowie Fachabteilung 
des Bezirksamtes Friedrichshain-Kreuzberg, Tiefbauamt (text l iche Festsetzung Nr. 
11). 
Die Festsetzung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans als Mischgebiet er-
folgt bestandsorient iert  zur Sicherung des Erhalts der historisch gewachsenen 
Mischnutzung von Wohnen und Gewerbe. 
Gemäß § 6 Abs. 1 BauNVO dienen Mischgebiete dem Wohnen und der Unterbrin-
gung von das Wohnen nicht wesentl ich störenden Gewerbebetr ieben. Das Neben-
einander von Wohnen und Arbeiten kann nicht generell als Konf l ikt  bewertet wer-
den. Aufgrund der spezif ischen Eigenart des Mischgebietes ist hier jedoch durch 
Festsetzungen im Bebauungsplan Sorge dafür zu tragen, dass das gegenseit ige 
Störpotential so gering wie möglich gehalten wird. 
 
 
4.1.0 Eigenart des Mischgebiets 
 
Die vorhandene Nutzung ist gekennzeichnet durch eine grundsätzliche Trennung 
der Nutzungsarten Wohnen (am Blockrand) und gewerblicher Nutzung ( im Blockin-
nenbereich). Lediglich auf  dem Grundstück Grünberger Straße 54 ist auch das 
Vorderhaus durch eine fast ausschließlich gewerbliche Nutzung geprägt. 
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4.1.1 Nutzungseinschränkungen im Blockrandbereich 
 
Die drei im Bebauungsplanentwurf  durch Knotenlinien abgetrennten Blockrandbe-
reiche entlang der Warschauer-,  Grünberger- und Kopernikusstraße (MI 1 und MI 
2) sollen so auch im wesentl ichen für eine Wohnnutzung reserviert bleiben (text l i-
che Festsetzungen Nr. 1 und Nr. 2).  
Entlang der Grünberger Straße und entlang der Kopernikusstraße ist ab dem 2. 
Vollgeschoss nur Wohnnutzung zulässig. Dies gilt  ab dem 3. Vollgeschoss auch 
für das Gebäude an der Warschauer Straße, in dem bedingt durch seine Lage an 
einer Hauptgeschäftsstraße im zweiten Vollgeschoss auch andere Nutzungen, z.B. 
gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 2 und § 13 der BauNVO zulässig sein sollen. 
Innerhalb der vornehmlich der Wohnnutzung vorbehaltenen durch Knotenlinien ab-
getrennten Blockrandbereiche MI 1 und MI 2 werden Stellplätze und Garagen aus-
geschlossen (text l iche Festsetzung Nr. 3).  Diese Festsetzung dient der Stabil isie-
rung der Wohnnutzung: Es wird eine ruhige Zone geschaffen, die erstens einen 
Mindestgrad an Versorgung mit wohnungsbezogenen Freif lächen gewährleistet 
und zweitens einen wahrnehmbaren Abstand zur gewerblichen Nutzung herstellen 
kann, wenn diese unmittelbar anschließt. Die qualitat ive Aufwertung der Flächen 
erfolgt auf  der Grundlage von § 8 der BauOBIn sowie des festgesetzten Land-
schaftsplans V-L-2. 
 
 
4.1.2 Nutzungseinschränkungen im Blockinnenbereich 
 
Grundsätzlich soll der Blockinnenbereich vorwiegend gewerblicher Nutzung vorbe-
halten bleiben, da dieser Bereich historisch gesehen stets rein gewerblich genutzt 
wurde. Die baulich- räumliche Struktur der Gewerbebauten ist an dieser Stelle in 
einmaliger Weise erhalten, was seinen Niederschlag auch in der Denkmaleigen-
schaft des Ensembles fand (vgl.  Punkt l 2.1.5). 
 
Die Erschließung des Blockinnenbereichs erfolgt entweder über einen geschlosse-
nen Wohnhof, durch eine Gebäudedurchfahrt unter Wohnnutzung hindurch oder 
durch eine of fene Zufahrt an Wohnnutzung vorbei.  In diesem Zusammenhang kann 
der Blockinnenbereich nicht als von der Wohnnutzung abgetrennter überwiegend 
gewerblich genutzter Gebietsteil angesehen werden und § 6 Abs. 2 Nr. 8 hier kei-
ne Anwendung f inden. Es gilt  nur § 6 Abs. 3 der BauNVO. Nicht kerngebietstypi-
sche Vergnügungsstätten sind im MI 3 somit nur ausnahmsweise zulässig (text l i-
che Festsetzung Nr. 5).  
Die jeweil ige Ausprägung der erschließungsspezif ischen Belastung der Wohnnut-
zung hängt in erster Linie von zwei Komponenten ab. Dies sind die Anzahl der für 
das erschlossene Gebäude zu erwartenden branchenspezif ischen An- und Abfahr-
ten sowie die Lage und Ausbildung des Erschließungsweges. 
Um grundstücksbezogene Belastungsspitzen durch Kraf t fahrzeuge zu vermeiden, 
erfolgte im Ergebnis der f rühzeit igen Bürgerbeteil igung die Verteilung der diesbe-
züglichen Erschließung der Gebäude im Blockinnenbereich auf  die Zufahrten Ko-
pernikusstraße 23, Kopernikusstraße 26-28 und Kopernikusstraße 26A, Grünber-
ger Straße 44/48A und Grünberger Straße 50. 
Parkhäuser als sonstige Gewerbebetr iebe werden im MI 3 aufgrund der mit dieser 
Nutzungsart verbundenen und an diesem Standort nicht hinnehmbaren Kfz - Fre-
quenz ausgeschlossen (text l iche Festsetzung Nr. 6).  
Im MI 1, MI 2 und MI 3 sind Tankstellen sowie Gartenbaubetr iebe aufgrund ihres 
i.d.R. hohen Flächenbedarfs nicht mit der Spezif ik des Mischgebiets vereinbar und 
werden aus verkehrsorganisatorischen und nachbarschaftsunverträglichen Grün-
den ausgeschlossen (text l iche Festsetzungen Nr. 7).  
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4.1.2.1 Erschließungsproblematik 
 
 
Zur Sicherung der Erschließung der im Blockinnenbereich gelegenen Flurstücke 
189, 194, 195 und 198 werden Geh- und / oder Fahrrechte festgesetzt ( text l iche 
Festsetzungen 8.1 bis 8.5). 
Die Festsetzung im Bebauungsplan schaff t  die öf fent l ich- rechtl iche Grundlage für 
die Inanspruchnahme der Fläche. Die hier festgesetzten maximalen Breiten der 
mit Geh- und / oder Fahrrechten zu belastenden Flächen entsprechen im wesentl i-
chen den maximalen Breiten der bereits als Baulast eingetragenen Flächen. 
Die Höhen der jeweil igen Gebäudedurchfahrten/ des Gebäudedurchgangs werden 
entsprechend dem baulichen Bestand als eingeschossig festgesetzt und setzen 
bei einer eventuellen Neubebauung einen hinreichend bestimmten Rahmen, der 
durch die Anforderungen der Bauordnung Berlin präzisiert  wird. 
Durch die o.g. Festsetzungen wird die Gesamtf läche, innerhalb derer die Geh-und/ 
oder Fahrrechte begründet werden können, bestimmt. Die maximale Breite der tat-
sächlich einzuräumenden Rechte wird festgesetzt,  deren Führung nach Anfang 
und Ende sowie deren Richtung in einer eindeutig begrenzten Varianz. 
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4.2.0. Berücksichtigung der Einzelbelange 
4.2.1 Belange des Umweltschutzes 
 
Bodenbelastungskataster 
 
Einige Teilf lächen im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind im Bodenbelas-
tungskataster des Landes Berlin aufgenommen. Grund der Aufnahme ist jeweils 
ein Verdacht auf  Alt lasten, der aus der f rüheren gewerblichen Nutzung result iert .  
 
 
Nr.  Straße/ Haus-Nr.  Gewerbebetr ieb      
 
8401  Kopernikusstr.  26  Berl iner Damenmoden (1969-1990) mit 
      Heizhaus auf  Ölbasis sowie Heizöltank 
      1975-1981; Tankstelle 1930-1945) 
 
8403  Kopernikusstr.  23  Tischlerei bis 1948 und Maschinenbau- 

betr ieb mit Lager von Mineralöl und Fetten 
(ca. 50 Jahre) 

 
8414  Grünberger Str.  50 Gar- und Räuchertechnik GmbH, ca. 45  
      Jahre Gewerbestandort;  
 
8476  Grünberger Str.  44, Möbel- und InneneinrichtungsgmbH 
  46, 48,    (85 Jahre Holzverarbeitungsstandort) 
  Warschauer Str.  70 Kfz- Werkstatt  (1945-2002) 
 
8572  Grünberger Str.  42 Druckerei seit  1928 
 
9727  Grünberger Str.  54 Bekleidungsgewerbe seit  1949; Mil i tär- 
      und Rüstungsstandort (1941-1945)   
 
 
Ermitt lungen auf  Schadstof fe im Boden und Grundwasser wurden bisher nur für 
die Fläche 8403 (Kopernikusstr.  23) durchgeführt.  Im Grundwasser wurde bei le-
diglich einer Probe für LHKW der Schadenswert der Berl iner Liste 1996 genau er-
reicht (20 ug/l) .  Alle weiteren Werte der Boden- bzw. Grundwasserproben l iegen 
unter den Prüfwerten nach BBodSchV bzw. den Schadenswerten nach Berliner Lis-
te 1996. Weiterhin gab es in Teilen des Plangebiets Kriegsschäden. Es besteht 
daher die Vermutung, dass in Teilen des Plangebietes Auffüllungen bzw. Auf-
schüttungen mit schadstof fbelastetem Trümmerschutt exist ieren. 
Gemäß Aussage des Umweltamts ist eine Kennzeichnung von Alt lasten nicht er-
forderl ich. 
Im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren hat das Umweltamt regelmäßig Gele-
genheit  zur Stellungnahme und kann darauf  hinweisen, dass bei Baumassnahmen 
auf  den bezeichneten Grundstücken entsorgungspf l icht iger, durch Schadstof fe 
verunreinigter Bodenaushub anfallen kann, was durch Untersuchungen abzuklären 
ist;  des weiteren, wie für den Fall einer Erhärtung des Verdachts im weiteren Ver-
lauf  der Baumassnahme vorzugehen wäre: Aus Untersuchungen kann sich erge-
ben, dass eine Pf l icht zur Sanierung von Böden und Alt lasten einschließlich der 
durch diese verursachten Gewässerverunreinigungen nach § 4 Abs. 3 BBodSchG 
besteht. Sollen im Zuge von Baumassnahmen Materialien in den Boden einge-
bracht werden, so sind nur Materialien einbaufähig, deren Konzentrat ionen an 
Schadstof fen niedriger sind als die Z 1.1- Werte laut LAGA- Richt l inie über die 
W iederverwertung von mineralischen Abfällen. Die Eignung der Materialien ist mit 
einem Zert if ikat nachzuweisen. 
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Das Auf- und Einbringen von Materialien auf  oder in eine durchwurzelbare Boden-
schicht ist  nach § 12 Abs. 2 BBodSchV nur zulässig, wenn deren Konzentrat ionen 
an Schadstof fen niedriger sind als die Vorsorgewerte nach Anhang 2 BBodSchV. 
 
 
Schutz vor Verkehrslärm 
 
Aufgrund der in der Berl iner Verkehrslärmkarte ausgewiesenen Beurteilungspegel 
ist  davon auszugehen, dass an der Warschauer, der Grünberger und der Koperni-
kusstraße Vorkehrungen hinsicht l ich des Schallschutzes zum Schutz der Bewoh-
ner vor vorhandenem Verkehrslärm getrof fen werden müssen. Diese Vorkehrungen 
sind auch hier im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens unter Beachtung der 
DIN 4109 zu berücksicht igen und zu erbringen. 
 
 
Luf treinhaltung 
 
Da der Geltungsbereich des Bebauungsplans im Vorranggebiet der Luf treinhaltung 
l iegt,  sind Vorkehrungen zur Luf treinhaltung zu tref fen. 
Wegen der hohen Belastung der Berl iner Luf t durch Hausfeuerungsanlagen soll 
der Schadstof fauswurf  aus diesen Feuerstätten stark gesenkt werden. Es ist zu 
erwarten, dass Feuerstätten, die ausschließlich zur Raumheizung eingesetzt wer-
den, nicht mit festen Brennstof fen betr ieben werden. Falls dies doch geschehen 
soll,  ist  vom Bauherrn der Nachweis zu erbringen, dass die zu err ichtende Wärme-
versorgungsanlage mit den erforderl ichen Zusatzeinrichtungen ausgerüstet ist ,  
welche die Einhaltung der Emissionen über die gesamte Betr iebszeit  sicherstellen. 
Anlagen mit einer Leistung von einem Megawatt und mehr für Feuerungen mit fes-
ten Brennstof fen sind ohnehin nach der 4. Verordnung zur Durchführung des Bun-
desimmissionsschutzgesetzes (4. BimSchV, Spalte 1.2) genehmigungspf l icht ig. 
Obwohl Erdgas die geringsten Emissionen nach der Verfeuchtung aufweist,  wird 
Heizöl EL als Bezugsbrennstof f  gewählt,  da zum einen die Qualität durch die Heiz-
ölqualitätsverordnung festgelegt ist ,  und zum anderen der Schwefelgehalt  im 
leichten Heizöl und Dieselkraf tstof f  festgelegt ist .  Damit ist  die Qualität des 
Brennstof fs hinreichend bestimmt. 
Die text l iche Festsetzung Nr. 9 wendet sich an die Err ichtung von Neuanlagen und 
greif t  somit nicht in den Bestand ein. Dessen ungeachtet gilt  die text l iche Festset-
zung jedoch auch für die Erstellung neuer Anlagen an alten Standorten. 
 
Die text l iche Festsetzung Nr. 10 soll sicherstellen, dass nur solche Betr iebe und 
Anlagen zugelassen werden, die keine gesundheitsgefährdenden Stof fe mit der 
Abluf t  emitt ieren. 
 
 
4.2.2 Belange von Sport, Freizeit und Erholung 
 
Diese Belange werden hier überwiegend durch den Grad der Versorgung der Be-
völkerung des Gebiets mit öf fent l ichen und privaten Grünf lächen sowie Spielplät-
zen erfasst.  
Das Gesetz über öf fent l iche Kinderspielplätze (Kinderspielplatzgesetz) vom 
20. Juni 1995 besagt, dass nach Maßgabe dieses Gesetzes öf fent l iche Spielplätze 
anzulegen, zu unterhalten und weiterzuentwickeln sind, um Kindern die Möglich-
keit  zu geben, ihre geist igen und körperl ichen Fähigkeiten zu entwickeln und um 
soziales Verhalten zu fördern. 
Für die Bemessung des Bedarfs an öf fent l ichen Spielplatzf lächen gilt  ein Richtwert 
von 1,0 m² nutzbarer Fläche je Einwohner. 
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Die Rechtsgrundlage für die Bemessung des Bedarfs an privaten Spielf lächen ist 
in dem § 8 der Bauordnung für Berl in zu f inden, in dem pro Wohneinheit  mindes-
tens 4 m² privater Spielf läche gefordert werden. 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes V-48 l iegt in der Versorgungseinheit  3 
im Versorgungsbereich 3. Die Versorgungseinheit  bef indet sich zwischen den 
Straßenzügen Kopernikusstraße/ Wühlischstraße im Süden, der Warschauer Stra-
ße im Westen sowie der Boxhagener Straße im Norden. 
In dieser Versorgungseinheit  bef inden sich insgesamt nur zwei öf fent l iche Spiel-
plätze: Der erste bef indet sich auf  dem Boxhagener Platz und verfügt über eine 
Nettospielf läche von 1457 m². Der zweite öf fent l iche Spielplatz mit 438 m² Netto-
spielf läche l iegt auf  dem Grundstück Wühlischstraße 4. Zum 30.06.2004 wohnten 
in der Versorgungseinheit  3 8104 Einwohner. Der somit erforderl ichen notwendi-
gen Nettospielf läche von 8104 m² steht eine Nettospielf läche von 1895 m² gegen-
über, was einem Versorgungsgrad von 23,4% oder einem Def izit  von 76,6% ent-
spricht.  
Dieser bereits erhebliche Mangel wird weiter verstärkt,  da auf  den bebauten 
Wohngrundstücken nur in unzureichender Anzahl private Spielplätze zur Verfü-
gung stehen. Die einzelnen Grundstücke sind hochgradig, tei lweise bis zu 100% 
versiegelt ,  die Freif lächen in den Höfen werden meist nur als Müllplätze genutzt:  
Der bezirk l iche Spielplatzplan Friedrichshain von 1999 macht eine Bestandsanaly-
se privater Spielplätze und beschreibt die Situat ion in der Versorgungseinheit  3 
als dramatisch. Einem Bedarf  von 21420 m² privater Spielf läche steht eine vor-
handene Spielf läche von 576 m² auf  insgesamt 14 privaten Spielplätzen gegen-
über, was einem Def izit  von 97,3 % entspricht.  
 
Betrachtet man die Einwohnerstat ist ik, so ist die Gesamteinwohnerzahl in der Ver-
sorgungseinheit  3 zwischen 1989 und 1997 um 1436 Personen auf  7148 Einwoh-
ner gesunken, was einer Bevölkerungsabnahme von rund 16,45 % entsprach. Zwi-
schen 01.01.1998 und 30.06.2004 st ieg diese Zahl wieder um 956 Personen auf  
8104 Einwohner an. Der Anteil der Kinder im Alter zwischen 6 und 15 Jahren l iegt 
allerdings mit 7,44 % um 5,36% unter dem Berliner Durchschnit t  von 12,8%. 
Durch Wohnungszusammenlegungen im Rahmen der Durchführung der Sanierung 
sind famil iengerechte Wohnungen entstanden. Durch Wohnumfeldverbesserung 
soll nun die Lebenssituat ion der Kinder im Gebiet weiterhin verbessert werden, 
damit junge Familien nicht ins Umland abwandern. 
Der Bebauungsplan V-48 zielt  durch den Ausschluss von Stellplätzen und Garagen 
auf  den wohnungsbezogenen Freif lächen auf  eine Verbesserung der Versorgung 
mit pr ivaten Freif lächen. Durch die sanierungsrechtl ichen Genehmigungstatbe-
stände wird eine qualitat ive Verbesserung erreicht:  Private Spielplätze wurden in 
Rahmen der Durchführung der Sanierung bereits auf  den Grundstücken Koperni-
kusstraße 20-22 und 25 sowie Grünberger Str.  40 geschaffen.  
 
Durch die Erhöhung des Angebots an qualitat iv hochwert igen privaten Freif lächen 
soll einer nachhalt igen Stadtentwicklung Vorschub geleistet werden, die den In-
nenstadtbereich als Wohnort aufwertet.  Im Hinblick auf  eine Verbesserung der 
Versorgung mit öf fent l ichen Spielplätzen wurde durch den Bebauungsplan V-75 
die planungsrechtl iche Sicherung einer Grünf läche mit den Zweckbestimmungen 
Öffentl iche Parkanlage und Öffentl icher Spielplatz auf  dem Grundstück Grünber-
ger Straße 43/45 im Nachbarblock 014 abgeschlossen. Der „Grünberger Garten“ 
als ruhiger Spielplatz für Kinder bis 12 Jahre soll im Jahr 2005 fert iggestellt  wer-
den.  
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4.2.3 Private Belange 
 
Der gesetzlichen Verpf l ichtung, bei der Aufstellung von Bauleitplänen nach dem 
Baugesetzbuch die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung zu berücksicht igen (§ 1 
Abs. 5 Satz 2 BauGB) wird in diesem Fall durch die Festsetzungen zur Sicherung 
und Stabil isierung der Wohnnutzung nachgekommen (vgl.  I I .3.1 text l iche Festset-
zungen). 
 
 
4.2.4 Öffentliche Belange 
 
Die Umsetzung der Bebauungsplaninhalte wirkt sich langfr ist ig posit iv auf  die per-
sönlichen Lebensumstände der im Gebiet wohnenden und arbeitenden Menschen 
aus.  
 
4.3.0 Berücksichtigung des Allgemeinwohls 
 
Es ist nicht erkennbar, dass durch die Umsetzung des Bebauungsplaninhaltes 
Nachteile für die Bevölkerung entstehen. 
Die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes schaffen Beurteilungskrite-
r ien- und normen für den Umgang mit den Flächen in diesem Bereich, die allge-
mein verbindlich und für jedermann nachvollziehbar sind und eine allgemeine Prä-
zisierung des laufenden Verwaltungshandelns bedeuten. 
Die Umsetzung des Bebauungsplaninhaltes wirkt sich langfr ist ig posit iv auf  die 
persönlichen Lebensumstände der im Gebiet wohnenden und arbeitenden Men-
schen aus. 
Der Bebauungsplan trägt zu einer geordneten städtebaulichen Entwicklung in die-
sem Bereich bei.  Er gewährleistet eine dem Wohl der Allgemeinheit  entsprechende 
sozialgerechte Bodennutzung. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes dienen 
der Sicherung einer menschenwürdigen Umwelt.  
 
4.4.0 Maßnahmen zur Sicherung der Planung 
 
Maßnahmen zur Sicherung der Planung nach §§ 14, 15 BauGB sind in Sanie-
rungsgebieten nicht möglich. Die Planungen werden hier durch den sanierungs-
rechtl ichen Genehmigungsvorbehalt  gesichert.  
 
 
III Auswirkungen des Bebauungsplanes 
 
1.0.0 Auswirkungen auf Natur und Landschaft 
 
Die Auswirkungen der Planungen auf  Natur- und Landschaft werden auf  der 
Grundlage von § 1a des BauGB beurteilt .  Im Zentrum des Interesses steht die 
Gewährleistung eines sparsamen und schonenden Umgangs mit Grund und Boden, 
sowie die Begrenzung von Bodenversiegelungen auf  das notwendige Maß. 
Durch den Bebauungsplan wird in diesem Fall kein Eingrif f  in Natur und Land-
schaft hervorgerufen, da durch den Ausschluss von Stellplätzen und Garagen im 
MI 1 und MI 2 zusätzliche Freif lächen gewonnen werden können bzw. bestehende 
dauerhaf t gesichert werden. Auf  den neu zu bebauenden Grundstücken bzw. bei 
Änderungen an baulichen Anlagen ist außerdem den Forderungen des Land-
schaftsplans V-L-2 zum Biotopf lächenfaktor zu entsprechen: Die Freif lächen, die 
durch die vollzogenen Abbruchmaßnahmen auf  den Grundstücken Kopernikusstr.  
20 bis 22 sowie Grünberger Str.  40 entstanden sind, wurden alle als private Grün-
f lächen mit einem Spielangebot für Kinder gestaltet.  
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2.0.0 Bodenrechtliche Auswirkungen 
 
Bei dem Planungsgebiet handelt  es sich bisher um Grundstücke im unbeplanten 
Innenbereich. Der Bebauungsplan soll die zulässige Art der Nutzung bestimmen. 
Er regelt  somit die rechtl iche Qualität der Nutzung und die Bebaubarkeit .  Für die 
Erschließung der im MI 3 gelegenen Flurstücke 189 (Warschauer Straße 70A), 194 
(hinter Grünberger Straße 44/46), 198 (hinter Grünberger Straße 48/48A) und 195 
(Kopernikusstraße 26A) werden Flächen festgesetzt,  innerhalb derer Geh- 
und/oder Fahrrechte eingeräumt werden sollen (text l iche Festsetzungen Nr. 8.1 
bis 8.5). Die Festsetzung im Bebauungsplan schaff t  die öf fent l ich- rechtl iche 
Grundlage für die Inanspruchnahme der Flächen. Der Bebauungsplan dient so der 
planungsrechtl ichen Sicherung der für seinen Geltungsbereich bestehenden Sa-
nierungsziele auch über den Zeitpunkt der Aufhebung des Sanierungsgebiets hin-
aus. Die rechtl ichen Möglichkeiten der planungsrechtl ichen Instrumente für die 
Sicherung der Sanierungsziele sind auszuschöpfen (Leitsatz 6 zur Stadterneue-
rung in Berl in).  In diesem Sinne ist es zu verstehen, wenn der Bebauungsplan Flä-
chen festsetzt,  innerhalb derer Geh- und Fahrrechte eingeräumt werden sollen, 
auch wenn diese schon eingeräumt worden sind. 
 
Auf  dem Grundstück Warschauer Str.  70 ist bereits über die nur ein Gehrecht vor-
sehende text l iche Festsetzung 8.5 hinausgehend ein Geh- und Fahrrecht als Bau-
last zugunsten des Grundstücks Warschauer Str.  70A eingetragen. Die auf  eine 
vor dem Landgericht erzielte Einigung zwischen den jeweil igen Eigentümern der 
beiden Grundstücke zurückzuführende Baulasteintragung wird durch den Bebau-
ungsplan nicht außer Kraf t  gesetzt.  Der § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB ermöglicht aus 
städtebaulichen Gründen die Festsetzung von Flächen, die mit Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten zugunsten der Allgemeinheit ,  eines Erschließungsträgers oder 
eines beschränkten Personenkreises zu belasten sind. Er ermöglicht nicht die 
Festsetzung von Flächen, auf  denen diese Belastungen ausgeschlossen sind.  
Die erzielte privatrechtl iche Regelung ist jedoch mit der Einschränkung verbun-
den, dass sie auch der sanierungsrechtl ichen Genehmigung bedarf ,  diese aber 
nicht erteilt  wurde. Der Rechtsstreit  ist  noch vor dem Verwaltungsgericht anhän-
gig. 
Die Festsetzung der zugunsten des Grundstücks Warschauer Str.  70A mit einem 
Gehrecht zu belastenden Fläche auf  dem Grundstück Warschauer Str.  70 sichert 
die aus öf fent l ich- rechtl icher Sicht notwendige Mindestqualität der Erschließung. 
Darüber hinausgehende privatrechtl iche Vereinbarungen bleiben davon unberührt.  
Die Festsetzung von mit Geh- und Fahrrechten zu belastende Flächen auf  den 
Grundstücken Kopernikusstr.  26 bis 28 und Kopernikusstr.  26A zugunsten des 
Grundstücks Warschauer Str.  70A sichert die Erschließung für Kfz, die für Lkw 
ohnehin nur hier erfolgen kann. 
 
 
Auf  der Grundlage des festgesetzten Bebauungsplans V-48 besteht nach § 179 
Abs. 1 Nr. 1 die Möglichkeit ,  ein Rückbau- und Entsiegelungsgebot für drei Gara-
gen und fünf  Stellplätze auf  dem Grundstück Warschauer Str.  70 anzuordnen, die 
nicht der text l ichen Festsetzung Nr. 3 entsprechen. Das unter I  2.2.0 Planerische 
Ausgangssituat ion- vorbereitende Untersuchungen/ Sanierungsgebiet beschriebe-
ne Sanierungsziel des Abrisses des Pförtnerhäuschens auf  dem Grundstück War-
schauer Str.  48/ 48A ist jedoch aus den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht 
abzuleiten: Nebenanlagen sind in allen Baugebieten zulässig. Der Bebauungsplan 
schließt mit der text l ichen Festsetzung Nr. 3 nur Stellplätze und Garagen im MI 1 
und im MI 2 aus. Das Pförtnerhäuschen ist von dieser Festsetzung nicht betrof fen. 
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3.0.0 Auswirkungen auf persönliche Lebensumstände 
 
Mit  der Festsetzung des Bebauungsplanes wird ein Beitrag zur Sicherung einer 
Verbesserung der Lebenssituat ion der im Gebiet wohnenden und arbeitenden 
Menschen geleistet.   
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IV Verfahren 
 
1.1.0 Aufstellungsbeschluss des Bezirksamtes 
 
Das Bezirksamt hat in seiner 87. ordentl ichen Sitzung am 14.03.1994 mit der Be-
schlussnummer 299/94 die Aufstellung des Bebauungsplanes V- 48 für die 
Grundstücke Grünberger Straße 38/53, Kopernikusstraße 20 bis 28, Warschauer 
Straße 70 sowie die Flurstücke 189, 194, 195 und 198 im Bezirk Friedrichshain 
beschlossen. 
 
1.2.0 Information über den Aufstellungsbeschluss 
 
Mit  Schreiben vom 21.03.1994 wurden die Senatsverwaltungen für Bau- und Woh-
nungswesen- Abt. I I ,  für Stadtentwicklung und Umweltschutz- Abt. I I  und für Ver-
kehr und Betr iebe- Abt. I I I  über die Absicht des Bezirksamtes unterr ichtet,  den 
Bebauungsplan V- 48 aufzustellen. 
 
1.3.0 Vorlage zur Kenntnisnahme für die BVV 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung Friedrichshain wurde mit der Drucksache Nr. 
1270/94 (Vorlage zur Kenntnisnahme) über die Einleitung des Verfahrens infor-
miert.  
 
1.4.0 Bekanntmachung im Amtsblatt für Berlin 
 
Der Beschluss des Bezirksamtes Friedrichshain zur Aufstellung des Bebauungs-
planes V- 48 wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB im Amtsblatt  für Berl in Nr. 16 vom 
31.03.94 auf  S. 929 bekannt gegeben. 
 
1.5.0 Veröffentlichung in der Tagespresse 
 
Der Hinweis auf  die f rühzeit ige Bürgerbeteil igung wurde als amtliche Anzeige am 
Donnerstag, dem 16. Februar 1995 in den Berliner Tageszeitungen  
1. „Berl iner Zeitung“ 
2. „Der Tagesspiegel“ 
veröf fent l icht.  
 
1.6.0 Frühzeitige Bürgerbeteil igung gem. § 3 Abs. 1 
 
Die f rühzeit ige Bürgerbeteil igung erfolgte in der Zeit  vom 27. Februar bis ein-
schließlich 27. März 1995, jeweils Montag bis Mittwoch von 9 bis 15 Uhr, Donners-
tag von 9 bis 18 Uhr sowie Freitag von 9 bis 14 Uhr. 
In dieser Zeit  konnten sich betrof fene und interessierte Bürger über die Ziele und 
Zwecke der Planung informieren. Mitarbeiter des Stadtplanungsamtes standen für 
Auskünfte zur Verfügung. Darüber hinaus bestand die Möglichkeit ,  nach telefoni-
scher Vereinbarung auch außerhalb dieser Zeiten Auskünfte zu erhalten. 
 
Am 20.03.1995 wurden die Planungen im Rahmen der ersten Bürgerversammlung 
im Sanierungsgebiet Warschauer Straße im Familienzentrum FUN, Gabriel-Max-
Straße 15a, 10245 Berlin vorgestellt .  
Zu dieser Veranstaltung waren von der Arbeitsgruppe für Sozialplanung und 
Mieterberatung GmbH (ASUM) Einladungen an die Eigentümer der im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes V-48 gelegenen Grundstücke verschickt,  sowie in die 
Briefkästen der betrof fenen Haushalte im Sanierungsgebiet eingelegt worden. 
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Der Bebauungsplan wurde zusammen mit  
-  Informationen zur Bauleitplanung, Erläuterung der Verfahrensschrit te  
-  dem Aufstellungsbeschluss vom 14.03.94 
- der Studie „Vorbereitende Untersuchung Warschauer Straße“ von der Planungs- 
  gruppe Werkstadt (September 1993) 
- dem Blockgutachten Berlin- Friedrichshain, Block 015, stat ist isches Gebiet 116, 
  von der Planungsgruppe Werkstadt (Oktober 1993) 
vorgestellt .  
 
Die Möglichkeit ,  sich am Bebauungsplanverfahren durch mündliche Äußerungen zu 
beteil igen, wurde von keinem Besucher genutzt.  Von den Möglichkeiten, Anregun-
gen in das vor Ort ausliegende Buch zu schreiben, bzw. brief l ich Stellung zu neh-
men, wurde von neun Bürgern Gebrauch gemacht. 
An der Erörterungsveranstaltung vom 20.03.95 nahmen ca. 60 BürgerInnen teil.  
 
Die f rühzeit ige Bürgerbeteil igung ergab eine Vielzahl von Anregungen und Beden-
ken, insbesondere zu der im Bebauungsplanentwurf  vorgesehenen Bündelung der 
Erschließung des Blockinnenbereiches. Sie führten zu einer Modif ikat ion der Pla-
nungen: 
Das Planungsziel „Stärkung der Wohnruhe in den Wohnhöfen“ zugunsten der 
Grundstücke Grünberger Straße 50/52, Kopernikusstraße 23, 24 und Warschauer 
Straße 70 durch die vormals geplante Bündelung der Erschließung für die gewerb-
l ich genutzten Flächen über die beiden Einfahrten auf  den Grundstücken Grünber-
ger Straße 44-48A sowie Kopernikusstraße 26 –28 und das anschließende  Flur-
stück 195  (Kopernikusstr.  26A) wird aufgegeben. 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans V-48 l iegen vier Flurstücke, die keine 
Anbindung an öf fent l iches Straßenland haben: 
- Flurstück 189 (Warschauer Straße 70A), Nutzung gewerblich, Erschließung zur 
Zeit  über Warschauer Str.  70 sowie Kopernikusstr.  26 – 28 und das Flurstück 195; 
- Flurstück 194 (hinter Grünberger Straße 44/46), Nutzung gewerblich; Erschlie-
ßung zur Zeit  über das Grundstück Grünberger Straße 44 – 48A; 
- Flurstück 198 (hinter Grünberger Straße 48/48A), Nutzung gewerblich; Erschlie-
ßung zur Zeit  über das Grundstück Grünberger Straße 44 – 48A; 
- Flurstück 195 (Kopernikusstraße 26A), Nutzung ohne; Erschließung über das 
Grundstück Kopernikusstr.  26 - 28; 
Zwei weitere, im hinteren Grundstücksbereich (2. Quergebäude) gewerblich ge-
nutzte Grundstücke, Kopernikusstraße 23 und Grünberger Straße 50 haben eine 
Anbindung an öf fent l iches Straßenland. Es besteht somit kein unmittelbares Er-
fordernis, ihre Erschließung über Fremdgrundstücke durch planungsrechtl ichen 
Eingrif f  zu sichern, so dass im Ergebnis der f rühzeit igen Bürgerbeteil igung durch 
den Bebauungsplan nun insgesamt vier Zufahrten zum gewerblich genutzten Blo-
ckinnenbereich vorgesehen werden: Auf  dem Grundstück Kopernikusstr.  23 für 
das zweite Quergebäude auf  dem eigenen Grundstück, auf  dem Grundstück Ko-
pernikusstr.  26 - 28 für die Flurstücke 189 und 195, auf  dem Grundstück Grünber-
ger Str.  44 – 48A für die Flurstücke 194 und 198 sowie auf  dem Grundstück Grün-
berger Str.  50 für das zweite Quergebäude auf  dem eigenen Grundstück. Dies 
entspricht im wesentl ichen der jetzigen Situat ion.  
Nur für das Grundstück Kopernikusstr.  26 - 28 sowie Kopernikusstr.  25 entsteht 
gegenüber der jetzigen Situat ion eine Mehrbelastung, da die zweite Zufahrt zum 
Flurstück 189 über das Grundstück Warschauer Str.  70 nicht mehr festgesetzt 
wird. Dies geschieht aufgrund der hohen Belastung der an der Warschauer Straße 
gelegenen Wohnnutzung, sowie aufgrund der dort igen Erschließung über einen 
geschlossenen Wohnhof, die problematischer ist als eine Erschließung im Bereich 
der of fenen Bauweise. 
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Um diese Mehrbelastung möglichst gering zu halten, ist  durch die text l iche Fest-
setzung Nr. 7 (Ausschluss von Parkhäusern als sonstige Gewerbebetr iebe gemäß 
§ 6 Abs. 2 Nr. 4 der BauNVO) auf  dem Flurstück 195 (Kopernikusstr.  26A) als dem 
einzigen neu zu bebauenden Grundstück im Geltungsbereich des Bebauungsplans 
diese verkehrsintensive Nutzungsart nicht zulässig. 
 
1.7.0 Durchführungsbeschluss des Bezirksamtes 
 
Das Bezirksamt Friedrichshain- Kreuzberg hat mit der BA- Vorlage II /187 in seiner 
Sitzung am 17.12.2002 beschlossen, die Beteil igung der Träger öf fent l icher Be-
lange durchzuführen und klargestellt ,  dass das Bebauungsplanverfahren gemäß § 
233 Abs. 1 Satz 2 BauGB nach den ab dem 01.01.1998 geltenden Vorschrif ten des 
BauGB abgeschlossen wird. 
 
1.8.0 Vorlage zur Kenntnisnahme für die BVV 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung wurde mit der Drucksache 0488/II  über den 
Beschluss zur Durchführung der Beteil igung der Träger öf fent l icher Belange in-
formiert.  
 
1.9.0 Durchführung der Beteil igung der Träger öffentlicher Belange 
 
Die Beteil igung der Stellen, die Träger öf fent l icher Belange sind, fand ab dem 06. 
Januar 2003 mit der Bit te um Einhaltung der in § 4 Abs. 2 BauGB genannten Frist 
statt .  Die letzte Rückäußerung ging am 16.04.03 ein. 
Die Auswertung der Beteil igung der Träger öf fent l icher Belange l iegt gesondert 
vor. 
 
1.9.1 Auswertung der Einzelgesichtspunkte 
 
Durch die Beteil igung der Träger öf fent l icher Belange und den anschließenden 
Abwägungsprozess wurden die Planungen im wesentl ichen in zwei Punkten geän-
dert:  
In das Quergebäude auf  dem Grundstück Grünberger Straße 50 wurde das Symbol 
für Baudenkmal eingetragen. 
Die Umgrenzung des Denkmalbereichs wurde entsprechend der Stellungnahme 
des Landesdenkmalamtes in den Bebauungsplan übernommen. 
Weitere Hinweise zum Denkmalschutz, zur stadttechnischen Erschließung, zur 
Luf treinhaltung und zum Bodenschutz wurden in die Begründung unter I  2.1.5,  I  
2.1.7, l 4.2.1 und l 4.2.2 aufgenommen. 
Die Grundzüge der Planung wurden durch diese Änderungen nicht berührt.  
 
 
2.0.0 Offenlegungsbeschluss des Bezirksamtes 
 
Das Bezirksamt Friedrichshain- Kreuzberg hat mit der BA- Vorlage II /401 in seiner 
Sitzung am 17.02.2004 beschlossen, die öf fent l iche Auslegung des Bebauungs-
plans gem. § 3 Abs. 2 BauGB durchzuführen. 
 
2.1.0 Vorlage zur Kenntnisnahme für die BVV 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung wurde mit der Drucksache 0999/II  über den 
Beschluss zur Durchführung der öf fent l ichen Auslegung des Bebauungsplans in-
formiert.  
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2.2.0 Bekanntmachung im Amtsblatt für Berlin 
 
Der Beschluss des Bezirksamtes Friedrichshain- Kreuzberg zur Durchführung der 
öf fent l ichen Auslegung des Bebauungsplanes V- 48 wurde im Amtsblatt  für Berl in 
Nr. 10 vom 05.03.04 auf  S. 903 bekannt gegeben. 
 
2.3.0 Veröffentlichung in der Tagespresse 
 
Der Hinweis auf  die öf fent l iche Auslegung wurde als amtliche Anzeige am Freitag, 
dem 05. März 2004 in den Berliner Tageszeitungen  
1. „Berl iner Zeitung“ 
2. „Der Tagesspiegel“ 
veröf fent l icht.  
 
2.4.0 Weiter Bekanntmachungen 
 
Der Landespressedienst wurde mit Schreiben vom 26.02.04, die Träger öf fent l i-
cher Belange sowie SenStadt I  D mit Schreiben vom 05.03.04 über die Durchfüh-
rung der öf fent l ichen Auslegung informiert.  
 
2.5.0 Durchführung der öffentlichen Auslegung 
 
Die Öffentl iche Auslegung des Bebauungsplans fand in der Zeit  vom 15. März bis 
einschließlich 20. Apri l 2004 statt .   
 
Im Einzelnen wurden folgende Anregungen gegeben: 
 
 
1 
 
Wie werden die Probleme des Schallschutzes gelöst? Die Luf treinhaltung kann 
sich nicht auf  die Verbesserung der Heizung reduzieren, der Verkehr wächst aber. 
Was geschieht damit?  
Ebenso ist mir unklar, wie die Def izite an Grünf lächen beseit igt werden sollen. Der 
Tatbestand ist seit  Jahren bekannt, aber damit sind diese Def izite nicht beseit igt.   
Die Veränderung der Bauplanung Kopernikusstr.  20-22 geschah auf  Anregung der 
Betrof fenenvertretung Warschauer Straße. W ir waren nicht nur „eingebunden“. 
 
Abwägung: 
 
Schallschutz :  Vorkehrungen hinsicht l ich des Schallschutzes zum Schutz der Be-
wohner vor Verkehrslärm sind nicht mehr Gegenstand der Bauleitplanung, sondern 
wurden ins Baugenehmigungsverfahren verlagert.  
Die entsprechende Musterfestsetzung zum Straßenverkehrslärm, nach der Außen-
bauteile einschließlich der Fenster von Aufenthaltsräumen ein bestimmtes bewer-
tetes Luf tschalldämm-Maß aufweisen müssen, wurde nicht mehr in das „Handbuch 
Verbindliche Bauleitplanung“ der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung aufge-
nommen, nachdem die DIN 4109 als technische Baubestimmung eingeführt und 
die Berliner Lärmkarte fert iggestellt  war. Das „Handbuch Verbindliche Bauleitpla-
nung“, stellt  die Grundsätze der Bauleitplanung für das Land Berlin zusammen. 
 
Luftreinhaltung :  Das generelle Problem zunehmenden Verkehrs ist im Rahmen 
dieses Bebauungsplanverfahrens nicht zu bewält igen. 
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Defizite an Grünflächen:  
Der Bereich Warschauer Straße zählt  zu den Gebieten mit der höchsten Dringlich-
keitsstufe zur Verbesserung der Freiraumstruktur. Es ist gerade im Block 015 ge-
lungen im Rahmen der Durchführung der Sanierung drei Quergebäude auf  den 
Grundstücken Kopernikusstraße 20 bis 22 sowie ein Quergebäude mit Seitenf lügel 
auf  dem Grundstück Grünbergerstr.  40 abzuräumen und somit den Bestand an 
wohnungsbezogenen Freif lächen zu erhöhen. 
 
Durchführung der Sanierung :    
Im Text der Begründung zum Bebauungsplan sollte die Beteil igung der Betrof fe-
nenvertretung Warschauer Straße an der Modif izierung der Sanierungsziele dar-
gestellt  werden. Die „geist ige Urheberschaft“ war nicht Thema der Ausführungen 
und ist in den Protokollen des Sanierungsbeirats auch nicht recherchiert worden. 
 
Auswirkungen auf den B-Plan:  keine.  
 
 
 
2 
 
-  Durch die Entscheidung für einen einfachen B-Plan nach §30 Abs.3 BauGB und 
weitere Äußerungen im Begründungsteil wird deutl ich, dass nicht beabsicht igt ist ,  
ein für alle Betrof fenen unmittelbar bindendes und aussagefähiges Planungsrecht 
zu schaf fen, sondern im Gegenteil möglichst viele Entscheidungsspielräume bei 
der öf fent l ichen Verwaltung zu belassen (§34 BauGB, § 6 Abs.3 BauNVO). Das 
erachte ich als kr it ikwürdig, weil es genau die privaten Investit ionen unnötig be-
hindert,  die zum Funktionieren einer Stadt allgemein erforderl ich sind. Das wert-
volle Instrument B-Plan wird hier lediglich zur Durchsetzung von Einzelinteressen 
verwandt. Die Begründung wiederholt  alte, längst von der Entwicklung im Gebiet 
überholte Argumente und Planungsziele. Wesentl iche Aspekte, die von den Eigen-
tümern im zähen Ringen mit der Verwaltung erarbeitet wurden, haben keinen Ein-
gang in die Planung gefunden. 
 
Abwägung: 
 
Die Einfügungskriter ien im Rahmen der Anwendung des § 34 BauGB sind genau 
def iniert .  Ein Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein, wenn 
es unter Wahrung des Rücksichtnahmegebots hinsicht l ich der Art der Nutzung, 
des Maßes der Nutzung, der Bauweise und der überbauten Grundstücksf läche 
dem von dieser Umgebung gesetzten Rahmen entspricht,  die Erschließung gesi-
chert ist ,  gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleistet sind und das 
Ortsbild nicht beeinträchtigt wird. 
Er belässt somit große Entscheidungsspielräume bei den privaten Investoren, da 
unterschiedlichste Entwürfe sich nach § 34 einfügen können, wohingegen ein qua-
l if izierter Bebauungsplan diese Entscheidungsspielräume eher einschränkt. 
Auch für die Feststellung einer ausnahmsweisen Zulässigkeit  sind genaue Krite-
r ien formuliert .  Die Zulassung einer Ausnahme ist dabei an das Vorliegen von 
Ausnahmetatbeständen gebunden: Das beantragte Vorhaben muss Ausnahmever-
langen und Ausnahmegrund erkennen lassen. 
 
Auswirkungen auf den B-Plan:  keine 
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- Verkehrsproblematik: 
-   
In der Begründung zum B-Plan-Entwurf  unter Punkt 2.1.6 MIV fehlt  jeder Hinweis, 
jede Wertung oder Untersuchung zum Def izit  an PKW-Stellplätzen im Planungsge-
biet.  Das ist fachlich absolut unakzeptabel.  Von einer Begründung zu einem B-
Plan ist zu erwarten, dass nicht nur die vorhandene Situat ion analysiert wird, son-
dern auch die Gründe benannt werden, die die Planverfasser dazu bewogen ha-
ben, diesen Aspekt vollständig zu ignorieren. 
Die in den f rüheren Blockkonzepten des Büros WERKSTADT vorgesehene Lösung 
mit Parkhaus im Blockinnenbereich wäre eine mögliche Antwort gewesen und hät-
te die Entsiegelung der Wohnhöfe fachlich fundiert ermöglicht.  Nunmehr wird jeg-
l icher Stellplatz oder Garage auf  den Wohnhöfen, jegliches Parkhaus im Gewer-
bebereich untersagt, ohne überhaupt eine Lösung anzubieten. Das stellt  einen 
schweren Mangel der städtebaulichen Planung dar. Der B-Plan verschärf t  ohne 
Not die Mangelsituat ion beim ruhenden Verkehr.  
Wegen des vollständigen Verschweigens dieses Mangels halte ich den B-Plan-
Entwurf  wie auch die zugrundeliegende einseit ige Haltung der Sanierungsverwal-
tung für polit isch motiviert  und sachlich nicht ausgewogen. 
 
Abwägung: 
Der § 9 des BauGB regelt  abschließend die Inhalte eines Bebauungsplans. Mög-
lichkeiten zur Festsetzung von Stellplätzen und Garagen bietet der Absatz 1 Nr. 4, 
Nr. 11 und Nr. 22. 
Nr. 4 gilt ,  wenn die Nebenanlagen aufgrund anderer Vorschrif ten für die Nutzung 
von Grundstücken erforderl ich sind. Dies wäre gemäß § 48 der BauOBln auf  Stell-
plätze für schwer Gehbehinderte und Behinderte im Rollstuhl anzuwenden, die im 
Zusammenhang mit der Err ichtung von öf fent l ich zugänglichen Gebäuden  bzw. 
der Umnutzung in öf fent l ich zugängliche Gebäude nachgewiesen werden müssen. 
Nr. 11 käme z. B. als Verkehrsf läche bzw. Verkehrsf läche besonderer Zweckbe-
st immung (P + R – Anlagen) in Betracht, Nr. 22 als Gemeinschaftsanlage für be-
st immte räumliche Bereiche. Gemeinschaftsanlagen verpf l ichten zur gemeinschaft-
l ichen Herstellung der Anlage. Wegen dieser Verpf l ichtungswirkung ist die Fläche 
der Anlage konkret zu bestimmen und der Kreis der Grundstücke ausdrücklich zu 
bezeichnen, für deren Bedarf ,  bzw. für deren im Plan festgesetzte Nutzung die 
Gemeinschaftsanlage Voraussetzung ist.  Auch die Festsetzung als Gemein-
schaftsanlage dient vor allem  der Erfüllung bauordnungsrechtl icher Anforderun-
gen, wobei nochmals darauf  hingewiesen werden soll,  dass das Achte Gesetz zur 
Änderung der Bauordnung für Berl in die Stellplatzpf l icht ab 1.11.1997 auf  Stell-
plätze für Behinderte beschränkt hat.  
Alle drei Möglichkeiten nach § 9 Absatz 1 Nr. 4, Nr. 11 und Nr. 22 BauGB können 
hier keine Anwendung f inden. 
Das Fehlen einer Stellplatzpf l icht entbindet den Planer jedoch nicht davon, die 
städtebauliche Problematik des Vorhandenseins und Abstellens von Kraf t fahrzeu-
gen zu bedenken. Für den Bebauungsplan ist es aber entscheidend, dass allein 
städtebauliche Gründe eine Festsetzung erfordern, die hier jedoch nicht vorl iegen. 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist ein überwiegend bebautes Gebiet.  
Die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplans zielen insgesamt auf  eine pla-
nungsrechtl iche Sicherung der städtebaulichen Situat ion vor Ort und ihrer behut-
samen Fortentwicklung. In Vorbereitung eines im Juni 1998 durchgeführten 
Workshops zum gebietsverträglichen Parken im Sanierungsgebiet Warschauer 
Straße wurden für den Block 015 insgesamt  210 im Blockinnenbereich parkende 
Fahrzeuge ermittelt ,  von denen 200 auf  den Geltungsbereich des Bebauungsplans 
entf ielen, davon wiederum 185 auf  den gewerblich genutzten Blockinnenbereich, 
in dem Stellplätze zulässig sind sowie 15 auf  den Blockrandbereich, in dem Stell-
plätze durch den Bebauungsplan ausgeschlossen werden. Der Block 015 war mit 
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dieser Anzahl ermittelter parkender Fahrzeuge der hinsicht l ich des ruhenden Ver-
kehrs bestversorgte Block im Sanierungsgebiet Warschauer Straße. 
Sicherl ich ist -  wie in Innenstadtbereichen generell -  die Stellplatzsituat ion man-
gelhaf t.  Dieser Umstand rechtfert igt  jedoch nicht,  die Belange der Anwohner der 
Kopernikusstraße 26 bis 28 und der Kopernikusstraße 24,25 zurückzustellen, die 
durch ein Parkhaus als sonstige gewerbliche Nutzung auf  dem Grundstück Koper-
nikusstr.  26A unzumutbar belastet würden. Der Vorschlag der Gruppe 
WERKSTADT, an dieser als einziger für eine Neubebauung geeigneten Stelle ein 
Parkhaus zu verorten, wurde im Rahmen der f rühzeit igen Bürgerbeteil igung ja 
auch vehement abgelehnt. 
Ein Parkhaus als sonstiger Gewerbebetr ieb gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 4 der BauNVO 
setzt zudem eine Größenordnung voraus, die mit Sicherheit  nicht nur die blockbe-
zogene Nachfrage nach Stellplätzen, sondern die Nachfrage aus einem weit grö-
ßeren Einzugsbereich befr iedigen müsste. Damit ist  diese Nutzungsart im Blockin-
nenbereich (MI 3) generell mit der Eigenart des Mischgebiets im Block 015 nicht 
vereinbar und wird durch die text l iche Festsetzung Nr.6 ausgeschlossen. 
 
Durch die text l iche Festsetzung Nr. 3 werden auf  den Grundstücken mit überwie-
gender Wohnnutzung (MI 1 und MI 2) Stellplätze und Garagen ausgeschlossen. 
Dies betr if f t  15 Stellplätze/ Garagen im Geltungsbereich des Bebauungsplans und 
erfolgt,  um in den Wohnhöfen qualitat iv hochwert ige Freif lächen entwickeln zu 
können und die Belastung durch Abgase und betr iebsbedingten Lärm- Motor an-
lassen, Türenschlagen etc.- zu vermeiden. Diese Festsetzung gilt  nicht für Tiefga-
ragen. 
Im vorwiegend gewerblich genutzten Teil des Geltungsbereichs sind Stellplätze 
zulässig.  
 
Auswirkungen auf den B-Plan:  Die Beschreibung der Stellplatzsituat ion im Block 
015 wird unter Punkt 2.1.2 Eigentumsverhältnisse und derzeit ige Nutzung in die 
Begründung aufgenommen. 
 
 
 
-  Erschließung des Blockinnenbereiches: 
Im Ergebnis der f rühzeit igen Bürgerbeteil igung wurde das Planungsziel „Stärkung 
der Wohnruhe in den Wohnhöfen” aufgegeben. So steht es zu lesen, jedoch ist 
das Gegenteil der Fall.  Die ursprünglich unter dem Schlagwort „ Innenavus” be-
kannte, von WERKSTADT vorgeschlagene Lösung, bei der es für alle Gewerbe-
grundstücke eine in 2 Richtungen of fene Zufahrtsmöglichkeit  gegeben hätte, hätte 
eine ausreichende Erschließung der Gewerbegrundstücke auch bei einer (von al-
len Beteil igten gewollten) Stärkung des Gewerbestandortes bedeutet.  Mit der Ver-
einzelung der Erschließung wird ein Funktionieren unter Vollbelegung der Gewer-
bef lächen aussichtslos. Zum Beispiel ist  es bereits jetzt unmöglich, die meisten 
Stellplätze des Grundstückes Warschauer Straße 70A zu erreichen, wenn auf  der 
nach dem B-Plan einzigen Zufahrt über die Kopernikusstraße die Tischlerei Domi-
cile Ware erhält  oder Produkte ausliefert.  Zu diesen Zeiten ist der Betr ieb paraly-
siert .   
Wenn das Grundstück Kopernikusstraße 26A wie geplant bebaut wird und auch die 
von unserem Büro geplante Erweiterung der Warschauer Straße 70A realisiert  
wird, verschärf t  sich die Situat ion nochmals.  Ähnlich beengte Verhältnisse sind 
bei allen übrigen Gewerbegebäuden vorhanden, am günstigsten scheint noch die 
Situat ion der Gewerbebauten hinter Grünberger 44 und 48 zu sein. 
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Abwägung: 
 
Die Stärkung der Wohnruhe in den Wohnhöfen zugunsten der Grundstücke Grün-
berger Str.  50/52, Kopernikusstr.  23,24 und Warschauer Str.  70 wurde nur dahin-
gehend aufgegeben, als dass die Planungsvariante einer Erschließung des ge-
werblich genutzten Blockinnenbereichs allein über die Zufahrten Grünberger Str.  
44-48A und Kopernikusstr.  26-28 verworfen wurde und die Gebäude auf  dem eige-
nen Grundstück nun auch jeweils über das eigene Grundstück erschlossen werden 
sollen. Durch den Ausschluss von Stellplätzen und Garagen im MI 1 und im MI 2 
wird die Wohnruhe jedoch weiterhin gestärkt.   
 
Sollten die Stellplätze auf  dem Grundstück Warschauer Str.  70A durch Ladege-
schäfte der Tischlerei zeitweise betr iebsbedingt nicht nutzbar sein, besteht wei-
terhin die Möglichkeit ,  diese Stellplätze über die bestehende Zufahrt Warschauer 
Str.  70 zu erreichen. Die Festsetzung der zugunsten des Grundstücks Warschauer 
Str.  70A mit einem Gehrecht zu belastenden Fläche auf  dem Grundstück War-
schauer Str.  70 und mit Geh- und Fahrrechten zu belastende Flächen auf  den 
Grundstücken Kopernikusstr.  26 bis 28 und Kopernikusstr.  26A dient der pla-
nungsrechtl ichen Unterstützung der diesbezüglichen Sanierungsziele. Zur Stär-
kung der Wohnruhe auf  dem Grundstück Warschauer Str.  70 soll die Erschließung 
der Grundstücks Warschauer Str.  70A für Kfz i.d.R. über die letztgenannten 
Grundstücke von der Kopernikusstraße aus erfolgen. Für Lkw kann sie ohnehin 
nur hier erfolgen. 
Die Festsetzung dieser Flächen erfolgt auf  der Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 21 
BauGB und ermöglicht aus städtebaulichen Gründen die Festsetzung von Flächen, 
die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Allgemeinheit ,  eines Er-
schließungsträgers oder eines beschränkten Personenkreises zu belasten sind. 
Der § 9 Abs. 1 Nr. 21 ermöglicht nicht die Festsetzung von Flächen, auf  denen 
diese Belastungen ausgeschlossen sind. 
 
Auswirkungen auf den B-Plan:  keine 
 
 
 
-  Die Festlegung der Geh- und Fahrrechte auf  dem Grundstück Kopernikusstraße 
26A berücksicht igt in keiner Weise die Wendef läche für die Feuerwehr, die dort 
zur Personenrettung und Brandbekämpfung der Grundstücke Warschauer Straße 
70A, Kopernikusstraße 26A, rückwärt ige Gebäude Grundstück hinter Grünberger 
Straße 48 von der Feuerwehr gefordert ist  und in Planungen Eingang gefunden 
hat. Die Planer des V-48 haben lediglich die bereits vorhandenen Grunddienstbar-
keiten abgemalt.  Das ist bi l l ig, aber nicht ausreichend. 
Im Ergebnis ist die Sicherheit  der Gebäude und ihrer Nutzer gefährdet und funkt i-
onell eine Schwächung in Teilen des Gewerbestandortes zu erwarten, was den 
Sanierungszielen widerspricht und die wirtschaf t l iche Grundlage der angestrebten 
Mischnutzung des Plangebietes beschädigt.   
Es stellt  sich die Frage, ob es nicht sinnvoll wäre, die betrof fene Zufahrt Koperni-
kusstraße in ausreichender Größe zu öf fent l icher Verkehrsf läche umzuwidmen und 
bei der Gelegenheit  an der Einmündung in die Kopernikusstraße eine übersicht l i-
che und sichere bauliche Gestaltung vorzunehmen. 
 
Abwägung: 
 
Der § 9 des Baugesetzbuches regelt  abschließend die Inhalte der Bebauungsplä-
ne. Die Berücksicht igung von Aufstell-  und Wendef lächen für die Feuerwehr ist 
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dabei nicht Gegenstand der Bauleitplanung. Sie ist Gegenstand des Baugenehmi-
gungsverfahrens. 
Im Zusammenhang mit dem Baugenehmigungsverfahren auf  dem Grundstück Ko-
pernikusstr.  26A ist mit der Feuerwehr eine Lösung entwickelt  worden, welche die 
geschilderten Belange der Sicherheit  berücksicht igt.   
 
Eine Widmung öf fent l icher Verkehrsf läche kann nur auf  der Grundlage des Berli-
ner Straßengesetzes erfolgen. 
Die Voraussetzungen hierfür l iegen nicht vor. 
 
Auswirkungen auf den B-Plan:  keine 
 
 
 
-  Zuwegung über Warschauer Straße 70 
Wie im vorigen Punkt angesprochen, ist die Zufahrt über die Warschauer Straße 
70, die historisch immer vorhanden war und ist,  für das Grundstück Warschauer 
Straße 70A von funkt ionell unverzichtbarer Bedeutung. Unverständlich ist,  dass 
alle vorhandenen Zufahrten in das Planungsgebiet mit Ausnahme der oben ge-
nannten bestehen bleiben dürfen. 
„8.5 Innerhalb der Fläche D ist mit einer maximalen Breite von 2,8 m ein Gehrecht 
zugunsten der Benutzer und Besucher des Grundstücks Warschauer Straße 70A 
(Flurstück 189) einzuräumen. Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB” (Zitat 
aus der Begründung zu Plan V-48) 
Die Rechtsgrundlage für das Verbot des Befahrens der Durchfahrt ist  nicht nach-
vollziehbar. Es ist eine sehr kreative Auslegung des § 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB, das 
Befahren eines Hofes als „Verwendung luf tverunreinigender Stof fe” zu bezeich-
nen. Es bestehen unsererseits Zweifel,  ob diese Begründung rechtl icher Überprü-
fung standhielte.  
 
Abwägung: 
Dem Bebauungsplan l iegt das Erschließungskonzept zugrunde, nachdem Gebäude 
auf  dem eigenen Grundstück über das eigene Grundstück erschlossen werden 
(Grünberger Str.  50; Kopernikusstr.  23) und innenliegende Grundstücke auf  dem 
störungsärmsten Weg. Für das Grundstück Warschauer Str.  70A ist der störungs-
ärmste Weg die Erschließung über die Grundstücke Kopernikusstr.  26 bis 28 und 
Kopernikusstr.  26A, da die Erschließung hier nicht über einen geschlossenen 
Wohnhof erfolgen muss wie es beim Grundstück Warschauer Str.  70 der Fall wä-
re. Die Erschließung für LKW muss aus Platzgründen ohnehin auf  diesem Wege 
erfolgen. 
Bei der genannten Rechtsgrundlage handelt  es sich um einen Schreibfehler. Ge-
meint ist  die Nr. 21 des § 9 Abs. 1 BauGB, nach der die mit Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrechten zugunsten der Allgemeinheit ,  eines Erschließungsträgers oder eines 
beschränkten Personenkreises zu belastende Flächen festgesetzt werden können. 
 
Auswirkungen auf den B-Plan:  Die Rechtsgrundlage für die unter 8.0 Geh- und/ 
oder Fahrrechte genannten text l ichen Festsetzungen Nr. 8.1 bis Nr. 8.5 wird be-
r icht igt von § 9 Abs.1 Nr. 23 BauGB in § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB. 
Die Begründung zum Bebauungsplan wird entsprechend korr igiert .  
 
 
 
-  Ich gestatte mir hier den Hinweis, dass wir uns nach wie vor in einem Mischge-
biet bef inden, nicht in einem reinen Wohngebiet.  Gemäß Fickert/Fieseler, Kom-
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mentar zur BauNVO, Kohlhammer, 7.Auf l.1992 sind im Mischgebiet die Nutzungs-
arten Wohnen und Gewerbe gleichberechtigt zu beurteilen. Vom Gesetzgeber wird 
keiner Nutzungsart ein besonderer Vorrang eingeräumt. Auch „die Bewohner eines 
MI-Gebietes müssen eine gewisse Störung in Kauf nehmen”. (zu § 6, Rn 2) 
Es entspricht nicht den Tatsachen, dass nur im Blockinnenbereich Gewerbe vor-
handen ist,  während der Blockrand dem Wohnen vorbehalten sei.  Der Blockrand 
ist ebenso durch eine Mischnutzung geprägt, die mit der Festlegung insbesondere 
für die MI2 genannte Fläche sogar eine Ausweitung des Gewerbeanteiles erfahren 
soll.  
 
Abwägung: 
Der gesamte Geltungsbereich des Bebauungsplans V-48 wird als Mischgebiet 
festgesetzt.  Die Eigenart des Mischgebiets ist ausführl ich beschrieben. Durch die 
unmittelbare Nachbarschaft von im wesentl ichen gewerblich genutzter Grundstü-
cke im Blockinnenbereich und im wesentl ichen wohngenutzter Grundstücke am 
Blockrand muss auch die Wohnnutzung Störungen in Kauf nehmen: Der Blockin-
nenbereich, in dem Stellplätze zulässig sind, wird über die „Wohngrundstücke“ 
erschlossen. Ein besonderer Vorrang der Wohnnutzung kann nicht festgestellt  
werden. 
 
Auswirkungen auf den B-Plan:  keine 
 
 
 
-  W idersprüchlich in der Begründung zum Plan V-48 ist,  dass einerseits das Pla-
nungsziel „Stärkung der Wohnruhe in den Wohnhöfen” aufgegeben worden sein 
soll,  andererseits die unbestreitbar vorhandene Emission auf  dem Hof Warschauer 
Straße 70 unbedingt verhindert werden muss.  
 
Abwägung: 
 
Das Planungsziel „Stärkung der Wohnruhe in den Wohnhöfen“ wurde nicht aufge-
geben. Das Zitat ist  verkürzt wiedergegeben. 
Die Stärkung der Wohnruhe in den Wohnhöfen zugunsten der Grundstücke Grün-
berger Str.  50/52, Kopernikusstr.  23,24 und Warschauer Str.  70 wurde nur dahin-
gehend aufgegeben, als dass die Planungsvariante einer Erschließung des ge-
werblich genutzten Blockinnenbereichs ausschließlich über die Zufahrten Grün-
berger Str.  44-48A und Kopernikusstr.  26-28 verworfen wurde und die Gebäude 
auf  dem eigenen Grundstück nun auch jeweils über das eigene Grundstück er-
schlossen werden sollen. Durch den Ausschluss von Stellplätzen und Garagen im 
MI 1 und im MI 2 wird die Wohnruhe weiterhin gestärkt.   
 
Auswirkungen auf den B-Plan:  keine 
 
 
 
-  Es wird zugegeben, dass ein verr ingertes Konf l iktpotential zwischen Wohnnut-
zung und Gewerbe vorhanden ist:  
„Der Schwerpunkt der im Blockinnenbereich angesiedelten gewerblichen Nutzun-
gen hat sich weg von produzierendem Gewerbe und mehr in Richtung gewerblicher 
Freizeitangebote sowie Dienstleistungen im Texti l-  und Mult imedia- sowie Bau- 
und Innenausbaubereich entwickelt .  Es kann daher insgesamt von einem geringe-
ren Konf l iktpotential für das Wohnen ausgegangen werden.”(Zitat aus der Begrün-
dung zu Plan V-48) 
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In Wahrheit  exist ierte immer eine „f r iedliche Koexistenz” von Wohnen und Gewer-
be zwischen den Grundstücken Warschauer Straße 70 und 70A. Daran hat sich 
nichts geändert.  Durch die Err ichtung von Schrankenanlagen ist das Befahren des 
Hofes Warschauer Straße 70 bereits jetzt nur noch Berechtigten möglich. Derzeit  
werden zwischen den Eigentümern der beiden Grundstücke technische Lösungen 
erarbeitet,  die ein Befahren des Hofes nach 22 Uhr verhindern sollen. 
 
Abwägung: 
Durch die Verlagerung der Kfz- Werkstatt  auf  dem Grundstück Warschauer Str.  
70A in die Rudolfstraße hat sich sowohl die betr iebsbedingte Lärmbelastung der 
Anwohner als auch die Anzahl der Zu- und Abfahrten zum Grundstück verr ingert.  
Durch die Schrankenregelung reduziert sich diese Anzahl weiter.  
Dennoch bleibt das Planungsziel erhalten, die Erschließung des Grundstücks 
Warschauer Str.  70A insbesondere für Kfz aus den genannten Gründen über die 
Grundstücke Kopernikusstr.  26 bis 28 sowie 26A planungsrechtl ich zu sichern. Die 
Festsetzung einer Fläche für ein Gehrecht auf  dem Grundstück Warschauer Str.  
70 zugunsten des Grundstücks Warschauer Str.  70A result iert  aus der planeri-
schen Überlegung, dass der bestehende Erschließungszusammenhang in einge-
schränkter Form auch planungsrechtl ich gesichert werden soll.  Die Festsetzung 
einer mit einem Gehrecht zu belastenden Fläche auf  der Grundlage von § 9 Abs. 1 
Nr. 21 BauGB schließt jedoch eine tatsächliche Belastung der Fläche durch ein 
Fahrrecht nicht aus. Der Bebauungsplan steht somit pr ivatrechtl ichen Regelungen 
nicht entgegen. 
 
Auswirkungen auf den B-Plan:  Die rechtl ichen Auswirkungen der Festsetzung 
einer mit einem Gehrecht zu belastenden Fläche auf  dem Grundstück Warschauer 
Str.  70 wird in der Begründung zum Bebauungsplan präzisiert .  
 
 
 
-  Statt  herkömmlich-restr ikt iver Eingrif fe könnte z.B. der Hof Warschauer Straße 
70 über EG komplett  überbaut und das Dach begrünt werden. Man hätte jegliches 
Konf l iktpotential entschärf t  und zusätzlich das Grundstück Warschauer Straße 70 
aufgewertet.  Es wäre mit solchen Lösungen auch anderswo neben Parkplätzen 
auch eine Möglichkeit  großer zusammenhängender Verkaufsf lächen in den EG-
Zonen der Vorderhäuser geschaffen, die neuerdings in die Blockinnenbereiche 
drängen. 
Da es auch jetzt kaum Reibungspunkte und Klagen der Bewohner der Warschauer 
Straße 70 gibt,  scheinen die Nöte mit diesem Hof eher bei den Verfassern des 
Planes V-48 zu l iegen. Diese müssen mit den Konsequenzen ihres Tuns aber nicht 
leben. Nach Plan V-48 sollen 9 Stellplätze bzw. Garagen auf  dem Hof Warschauer 
Straße 70 rückgebaut werden. Bei einer vorsicht ig angenommenen PKW-Dichte 
von 0,5 je Haushalt /Gewerbeeinheit  entspricht das dem Stellplatzbedarf  von 18 
Wohnungen/Gewerbeeinheiten im Planungsgebiet.  Wohin werden diese auswei-
chen? Ins Umland? 
 
Abwägung: 
In Vorbereitung eines im Juni 1998 durchgeführten Workshops zum gebietsver-
träglichen Parken im Sanierungsgebiet Warschauer Straße wurden für den Block 
015 insgesamt 210 im Blockinnenbereich parkende Fahrzeuge ermittelt ,  von denen 
200 auf  den Geltungsbereich des Bebauungsplans entf ielen, davon wiederum 15 
auf  den vorwiegend durch Wohnen geprägten Blockrandbereich. 
9 Stellplätze/ Garagen und damit knapp 60% aller durch den Bebauungsplan be-
trof fenen und aufzugebenden Abstellmöglichkeiten für Pkw bef inden sich somit auf  
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dem Grundstück Warschauer Str.  70, was die besondere Belastung des Grund-
stücks durch ruhenden Verkehr vor Augen führt.   
Nur in dem Bereich, in dem als Grenzbebauung an das Hinterhaus auf  dem 
Grundstück Warschauer Str.  71 angebaut werden kann, wäre nach § 34 BauGB die 
beschriebene eingeschossige Überbauung mit Begrünung zulässig. Die darunter 
bef indlichen Garagen würden die Wohnnutzung jedoch weiterhin wie schon be-
schrieben belasten, so dass hierin keine Lösungsmöglichkeit  gesehen werden 
kann. 
Die betrof fenen Kfz werden wie alle anderen auch im öf fent l ichen Straßenland ab-
gestellt  werden können, was sicherl ich unbequem aber zumutbar ist.  
Es wird sicherl ich niemand einzig und allein aus dem Grund ins Umland auswei-
chen, weil er in der Innenstadt sein Auto nicht bequem abstellen kann. 
 
Auswirkungen auf den B-Plan: keine  
 
 
 
3 
 
-  In den im B-Plan eingetragenen Grundlasten zur Sicherung der Erschließung 
fehlt  die Grundschuldeintragung für die Garage, die nach Ihrer Schließung der Zu-
fahrt der Warschauer Str.  70 nicht mehr zu befahren ist.  Diese Garage ist auch 
nicht von Ihren Abrissmaßnahmen betrof fen. 
 
Abwägung: 
 
Sinn der Festsetzung der Fahrrechte ist die gebündelte Erschließung des gewerb-
l ich genutzten Blockinnenbereichs. Sie zielen nicht auf  die ausschließlich privat-
nützige Erschließung einer durch Teilung baurechtswidrig gewordenen Einzelgara-
ge. 
Die Erschließung der Einzelgarage ist durch privatrechtl iche Vereinbarung zu re-
geln. 
 
Auswirkungen auf den B-Plan: keine 
 
 
 
-  Die Aussage, dass die Eintragung der Baulast auf  dem Grundstück Warschauer 
Str.  70 zugunsten des Grundstücks Warschauer Str.  70A ohne Beteil igung der Sa-
nierungsverwaltungsstelle sowie des Stadtplanungsamtes erfolgte, ist  falsch und 
kann beim Landgericht eingesehen werden. 
Bei der Einigung vor dem Landgericht über ein eingeschränktes Geh-, Fahr- und 
Leitungsrecht wurden auch die Belange und Wünsche der Sanierungsverwaltungs-
stelle vorgetragen. Das Landgericht plädierte aber für eine Einigung der Eigentü-
mer über ein zeit l ich eingeschränktes Geh- und Fahrrecht und Zahlung einer Ent-
schädigungsleistung. 
 
Ihnen ist bekannt, dass eine Einigung vor dem Landgericht mit Zufr iedenheit  für 
beide Eigentümer erfolgte. 
Beide Seiten werden nach dem erzwungenen Wegfall der Einigung durch Ihr Amt 
rechtl iche Schrit te und Entschädigungsforderungen über die Rechtsanwälte prüfen 
lassen. 
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Abwägung: 
Die Aussage bezieht sich auf  das amtsinterne Verfahren, nach dem bei Baulast-
eintragungen, hier im Sanierungsgebiet,  i .d.R. eine Beteil igung der genannten 
Ämter statt f indet, die in diesem Falle nicht durchgeführt wurde. 
Bei der angesprochenen Einigung vor dem Landgericht wurden die Belange der 
Sanierungsverwaltungsstelle nicht direkt vorgetragen, sondern allenfalls indirekt.  
Die Sanierungsverwaltungsstelle war weder Verfahrensbeteil igter noch Zeuge. 
Die vor dem Landgericht erzielte Einigung wird durch den Bebauungsplan nicht 
außer Kraf t  gesetzt.  Der § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB ermöglicht aus städtebaulichen 
Gründen die Festsetzung von Flächen, die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten 
zugunsten der Allgemeinheit ,  eines Erschließungsträgers oder eines beschränkten 
Personenkreises zu belasten sind. Er ermöglicht nicht die Festsetzung von Flä-
chen, auf  denen diese Belastungen ausgeschlossen sind. Die Festsetzung der zu-
gunsten des Grundstücks Warschauer Str.  70A mit einem Gehrecht zu belasten-
den Fläche auf  dem Grundstück Warschauer Str.  70 und mit Geh- und Fahrrechten 
zu belastende Flächen auf  den Grundstücken Kopernikusstr.  26 bis 28 und Koper-
nikusstr.  26A dient der planungsrechtl ichen Unterstützung der diesbezüglichen 
Sanierungsziele. Die Erschließung für Kfz soll i .d.R. über die letztgenannten 
Grundstücke erfolgen. Für Lkw kann sie ohnehin nur hier erfolgen. 
 
Auswirkungen auf den B-Plan:  Die rechtl ichen Auswirkungen der Festsetzung 
einer mit einem Gehrecht zu belastenden Fläche auf  dem Grundstück Warschauer 
Str.  70 wird in der Begründung zum Bebauungsplan präzisiert .  
 
 
 
-  Maßnahmen der Hofentsiegelung verschärfen die bestehende Situat ion, die 
durch steigende Grundwasserstände im Bereich Warschauer Straße gekennzeich-
net ist.  
Teilen Sie mit bit te schrif t l ich mit,  wer die Kosten der Warschauer Straße betref-
fenden Maßnahmen zu tragen hat, wann die Maßnahmen geplant sind und welche 
Forderungen bis zum Beginn der Maßnahme bestehen. 
 
Abwägung: 
In den Sanierungsgebieten Warschauer Straße und Traveplatz/Ostkreuz sowie im 
Boxhagener Quart ier sind ca. 104 Gebäude (Stand Oktober 2003) mit feuchten, 
z.T. nassen Kellern bekannt, vermutl ich verursacht durch ansteigendes Grund-
wasser. Die Ursachen des f lächenhaften Grundwasseranstieges sind die verr inger-
te Rohwasserförderung der Berl iner Wasserbetr iebe und der starke Rückgang der 
Brauchwassergewinnung durch Industr iebetr iebe im Land Berlin seit  1998. Dies 
betr if f t  vor allem Gebiete im Warschau- Berl iner- Urstromtal rechts und l inks der 
Spree.  
Da sich in der direkten Umgebung dieses Gebietes kein Wasserwerk mit akt iver 
Grundwasserförderung bef indet, kann die Berliner Grundwassersteuerungsverord-
nung vom Oktober 2001 hier nicht wirksam werden. 
Um die betrof fenen Gebäude in diesem Gebiet dauerhaf t vor Vernässungsschäden 
zu schützen, müssen geeignete Maßnahmen zur Abwehr des steigenden Grund-
wassers vor Ort getrof fen werden. 
Das Bezirksamt Friedrichshain- Kreuzberg, vertreten durch das Amt für Umwelt 
und Natur, hat nunmehr eine Konzeptstudie zur Situat ionsanalyse sowie zur Be-
wertung von Maßnahmen und Verfahren ausgeschrieben, die der Abwehr von 
Feuchtigkeitsschäden an Gebäuden dienen könnten. 
Die Arbeiten an dem Gutachten wurden im November 2004 abgeschlossen. In ei-
ner öf fent l ichen Veranstaltung am Mittwoch, dem 15.12.2004 wurde das Gutachten 
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um 19 Uhr im BVV- Saal allen betrof fenen Eigentümern und dem BVV- Ausschuss 
präsentiert .  
 
Die Entsiegelung des Wohnhofes Warschauer Str.  70 auf  einer Fläche von maxi-
mal 240 m² wird aufgrund der geringen Größe nicht zu einer Verschärfung der 
Problematik beitragen: 
Der digitale Umweltat las der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung benennt für 
den Innenbereich des Blocks 015 eine jährl iche Versickerung aus Niederschlägen 
von >50 bis 150 mm, für den Blockrandbereich von >100-150 mm. Durch eine Ent-
siegelung des bisher vollf lächig versiegelten Wohnhofs würde sich die Versicke-
rung so im schlimmsten Fall verdreifachen und bei ca. 98 Litern l iegen, die täglich 
im Hof versickern, was volumenmäßig einem Würfel mit der Kantenlänge von ca. 
46,15 cm entspricht.  Die Entsiegelung dient vielmehr der qualitat iven Aufwertung 
der wohnungsbezogenen Freif lächen. 
 
Der Bebauungsplan schaff t  die Grundlage für ein mögliches Rückbaugebot auf  der 
Grundlage von § 179 BauGB. Danach besteht die Verpf l ichtung des Eigentümers, 
Rückbaumaßnahmen zu dulden, wenn die baulichen Anlagen den Festsetzungen 
des Bebauungsplans nicht entsprechen. Kosten entstehen ihm dadurch nicht.   
Für Vermögensnachteile, die durch die Beseit igung entstehen, hat die Gemeinde 
angemessene Entschädigung in Geld zu leisten. 
 
Auswirkungen auf den B-Plan:  keine 
 
 
 
-  Zur Verbesserung der in der Begründung zum Bebauungsplan unter Punkt 2.1.8 
dargestellten ökologischen Verhältnisse im Block 015 bietet der Eigentümer des 
Grundstücks Warschauer Str.  an, auf  seine Kosten die Garagendächer sowie die 
beiden Flachdächer zu begrünen, wenn der Geltungsbereich des Bebauungsplans 
um das Grundstück Warschauer Str.  70 verkleinert wird. 
 
Abwägung: 
Das Grundstück kann nicht aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans he-
rausgenommen werden, da ein Erschließungszusammenhang mit dem Grundstück 
Warschauer Str.  70A besteht. Das Grundstück Warschauer Str.  70A wurde histo-
r isch gesehen immer über das Grundstück Warschauer Str.  70 erschlossen und 
soll auch weiterhin fußläuf ig über dieses Grundstück zu erreichen sein, was sei-
nen Niederschlag in der text l ichen Festsetzung Nr. 8.5 fand. Eine Erschließung für 
KFZ soll zum Schutz der Wohnruhe auf  dem Grundstück Warschauer Str.  70 je-
doch in der Regel über die Grundstücke Kopernikusstr.  26 bis 28 sowie Koperni-
kusstr.  26A erfolgen (text l iche Festsetzung Nr. 8.4).  
 
Auswirkungen auf den B-Plan:  keine 
 
 
 
-  Unter den drei Garagen auf  dem Grundstück Warschauer Str.  70 bef inden sich 
genutzte Kellerräume, die Sie nach den Abrissmaßnahmen versiegeln müssen. 
Vielleicht können Sie auch, um Ihre Kosten zu senken, Bäume in Kisten bringen. 
 
Abwägung: 
 
Die Garagen bef inden sich im Bereich des kriegszerstörten Seitenf lügels. 
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Ein evt l.  auf  der Grundlage von § 179 durchgeführter Rückbau wird sach- und 
fachgerecht erfolgen. 
 
Auswirkungen auf den B-Plan:  keine 
 
 
 
-  Da die Fläche D durch die text l iche Festsetzung Nr. 8.5 eine öf fent l iche Fläche 
werden soll,  schlage ich vor, dass Sie den Zugang in 2,8 m Breite und den Hof als 
öf fent l iche Fläche kaufen und selbst instandhalten. Ihre Grünanlage mit öf fent l i-
chem Zugang und die entstehenden Kosten können Sie sich in Ihrem Amt an-
schauen. 
Ich bin nicht bereit ,  die Kosten mit öf fent l ichem Zugang zu tragen oder meinen 
Mietern umzulegen. 
 
Abwägung: 
 
Die text l iche Festsetzung Nr. 8.5 sagt aus, dass innerhalb der Fläche D den Be-
nutzern und Besuchern des Grundstücks Warschauer Str.  70A ein Gehrecht einge-
räumt werden soll.  Damit ist  der Kreis der Begünstigten eindeutig beschränkt. Die 
entsprechende Baulasteintragung erfolgte im Einverständnis mit dem Eigentümer. 
Es besteht kein Anlass für das Bezirksamt Friedrichshain- Kreuzberg, die genann-
te Fläche als öf fent l iche Parkanlage zu kaufen. Die Fläche dient als wohnungsbe-
zogene Freif läche für die Anwohner. 
 
Auswirkungen auf den B-Plan:  keine 
 
 
 
-  Ich f rage mich, warum ich mit diesem B-Plan belegt werde und andere Eigentü-
mer in der Warschauer Straße nicht.  
In der Warschauer Str.  69 genehmigt das Bauamt die Befahrung des Hofes und 
die Err ichtung von Garagen. 
Wem in Ihrem Amt habe ich etwas getan? 
 
Abwägung: 
 
In den Geltungsbereich des Bebauungsplans ist nur ein einziges an der War-
schauer Straße gelegenes Grundstück einbezogen. 
Dies l iegt an dem eben genannten Erschließungszusammenhang der Grundstücke 
Warschauer Str.  70 und Warschauer Str.  70A. 
 
Das Gebäude Warschauer Str.  69 wird umfassend saniert.  In diesem Zusammen-
hang entsteht eine Tiefgarage mit insgesamt 6 Doppelparkern, deren Zufahrt im 
wesentl ichen im Bereich des Vorderhauses erfolgt.  Der Wohnhof wird als Grünf lä-
che gestaltet,  die zum Teil of fenen Bodenanschluss besitzt,  zum Teil als Grünf lä-
che mit 80 cm Bodenauftrag hergestellt  wird. 
 
Der Bebauungsplan V-48 schließt Tiefgaragen nicht aus und stellt  Eigentümer in 
seinem Geltungsbereich somit diesbezüglich nicht schlechter als andere Eigentü-
mer im Block 015. 
 
Auswirkungen auf den B-Plan: Der Text der Begründung zum Bebauungsplan 
wird hinsicht l ich der Auswirkungen der geplanten Festsetzungen auf  den rechtl i-
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chen Status der bestehenden Zufahrt zum Grundstück Warschauer Str.  70A über 
das Grundstück Warschauer Str.  70 präzisiert .  
Die Festsetzungen bleiben unverändert.  
 
 
 
4 
 
-  Die Ergebnisse der über 7 Jahre alten Bürgerbeteil igung nach § 3 Abs. 1 BauGB 
sind auf  dem Grundstück hinter Grünberger Str.  48 an die Entwicklung angepasst 
und teilweise bereits umgesetzt,  tei lweise aber auch von der Entwicklung überholt .  
-  Die Geh- und Fahrrechte über das Grundstück Grünberger Str.  44-48 sind zwi-
schen den Eigentümern in zweckmäßiger Form inzwischen auch grundbuchmäßig 
gelöst.  Regelungsbedarf  durch einen B-Plan besteht wohl nicht mehr. 
 
Abwägung: 
Der Bebauungsplan dient der planungsrechtl ichen Sicherung der für seinen Gel-
tungsbereich bestehenden Sanierungsziele auch über den Zeitpunkt der Aufhe-
bung des Sanierungsgebiets hinaus. Die rechtl ichen Möglichkeiten der planungs-
rechtl ichen Instrumente für die Sicherung der Sanierungsziele sind auszuschöpfen 
(Leitsatz 6 zur Stadterneuerung in Berl in).  In diesem Sinne ist es zu verstehen, 
wenn der Bebauungsplan Flächen festsetzt,  innerhalb derer Geh- und Fahrrechte 
eingeräumt werden sollen, auch wenn diese schon eingeräumt worden sind. 
Ziel der Erneuerung ist der Erhalt  der bestehenden baulichen und städtebaulichen 
Struktur. Die neue, veränderte städtebauliche Funktion der Gebiete ist behutsam 
aus dem Bestand zu entwickeln (Leitsatz 2). 
 
Auswirkungen auf den B-Plan:  keine 
 
 
 
-Aus dem Blockgutachten des Büros WERKSTADT von 1995 ist in Zusammenar-
beit  mit der Feuerwehr ein Sicherheitskonzept erarbeitet und auf  dem Vorderhof  
durch Ausweisung von Feuerwehrstandplätzen auch bereits umgesetzt worden. 
Hier fehlt  im B-Plan deshalb die notwendige Ergänzung durch eine Feuerwehrzu-
fahrt von der Kopernikusstraße, um wie mit der Feuerwehr abgestimmt die Er-
reichbarkeit  der hinteren Gewerbegebäude ebenfalls zu sichern. 
 
Abwägung: 
 
Die Gewährleistung der Belange der Feuerwehr erfolgt nicht im Rahmen der Bau-
leitplanung sondern im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens durch Baulast-
eintragung. Im B-Planverfahren gibt es rechtl ich keine Möglichkeit ,  Feuerwehrf lä-
chen festzusetzen. Eine entsprechende Baulast zur Sicherung der Feuerwehrzu-
fahrt und Feuerwehraufstellf läche auf  dem Grundstück Kopernikusstr.  26A wurde 
am 08.10.2004 eingetragen. 
 
Auswirkungen auf den B-Plan:  keine 
 
 
 
-  Zu dem gemäß Begründung Seite 10 beabsicht igten Abriss des Pförtnerhauses 
fehlen die rechtl ichen Grundlagen aus dem BauGB oder der Sanierungssatzung: 
Die Fläche wird nicht für wicht ige öf fent l iche Interessen benötigt.  
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Das Gebäude verursacht keine Beeinträchtigung von Anwohnern hinsicht l ich Be-
lichtung oder Belüf tung der Wohnungen. 
Das Gebäude ist,  was wohl übersehen wurde, betr iebsnotwendig. Dort bef inden 
sich Schaltanlagen für die Schrankenanlage und die Hofbeleuchtung. Es dient au-
ßerdem dem Hausmeister und meinen Handwerkern als Materiallager und Aufent-
haltsraum, weil f reie Kellerf lächen wegen der im Amt bekannten Grundwasser-
probleme nicht nutzbar sind. 
Niemand aus der Verwaltung hat bisher mit mir über den beabsicht igten Abriss 
gesprochen. Das wäre aber zwingend erforderl ich gewesen. 
Ein Abriss wäre deshalb aus meiner Sicht ein durch nichts begründbarer Eingrif f  in 
mein Eigentum (Enteignung) und gericht l ich sicher auch nicht durchsetzbar. Diese 
Festlegung weise ich deshalb aus rechtl ichen Gründen und wegen Unverhältnis-
mäßigkeit  zurück. 
 
Abwägung: 
Der genannte Passus der Begründung beschreibt unter der Überschrif t  „Vorberei-
tende Untersuchung/ Sanierungsgebiet“ die Sanierungsziele, die u.a. den Abriss 
des Pförtnerhäuschens beinhalten. Auch in der zweiten Fortschreibung des Neu-
ordnungskonzeptes im Sanierungsgebiet Warschauer Straße ist das Pförtnerhäu-
schen zum Abriss dargestellt .  
Dieser Abriss ist al lerdings nicht aus den Festsetzungen des Bebauungsplans ab-
zuleiten: Nebenanlagen sind in allen Baugebieten zulässig. Der Bebauungsplan 
schließt mit der text l ichen Festsetzung Nr. 3 nur Stellplätze und Garagen im MI 1 
und im MI 2 aus. Das Pförtnerhäuschen ist von dieser Festsetzung nicht betrof fen. 
 
Auswirkung auf den B-Plan:  Die Begründung wird hinsicht l ich der Auswirkungen 
der geplanten Festsetzung präzisiert .  
 
 
5 
 
1. Die Festlegungen im B- Plan berücksicht igen teilweise nicht die im Blockgut-
achten des Büros WERKSTADT 1995 festgestellten Mängel und die dort ange-
dachten Lösungsmöglichkeiten: 
- Erschließung des Blockinnenbereiches für die Feuerwehr über das Grundstück 
Kopernikusstr.  26. Dies ist ein Sicherheitsproblem. Es muss geregelt  werden. 
- Die Festlegungen zu den Wege- und Fahrrechten sind nach unserem Wissen 
zum größten Teil zwischen den Eigentümern geregelt .  Hier müsste nur noch an 
den wirk l ich notwendigen Stellen über einen B-Plan eingegrif fen werden. 
- Der Stellplatznotstand (Versorgungsgrad nur 30%) wird durch das Verbot eines 
Parkhauses und den Wegfall von zur Zeit  bestehenden Stellplätzen ohne Not ver-
schärf t .  
 
Abwägung: 
 
Das 1993 erstellte Blockgutachten als umfassende Bestandsanalyse des Blocks 
015 befasst sich auch mit Themenbereichen, die nicht Gegenstand der Bauleitpla-
nung sind und daher nicht in einem Bebauungsplan geregelt  werden können. Dies 
betr if f t  u.a. die Festlegungen der Angrif fswege der Feuerwehr sowie die Anzahl 
der in den Planungsvarianten bereitgestellten Stellplätze für den ruhenden Ver-
kehr im Block 015. 
Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zur Kopernikusstr.  26A wurde die 
Baulast für die Feuerwehrzufahrt zum Blockinnenbereich am 08.10.2004 eingetra-
gen. 



 40

Der Bebauungsplan dient der planungsrechtl ichen Sicherung der im Neuordnungs-
konzept formulierten Sanierungsziele, soweit diese mit den planungsrechtl ichen 
Möglichkeiten durchgesetzt werden können. Er berücksicht igt somit indirekt auch 
das Blockgutachten, das als Grundlage für die Entwicklung der Sanierungsziele im 
Block 015 diente. 
Die Sanierungsziele sehen eine Erschließung des Blockinnenbereichs über insge-
samt vier Zufahrten vor, was der Bebauungsplan in seinen Festsetzungen über-
nimmt, indem der die für die Erschließung erforderl ichen Flächen unabhängig da-
von festsetzt,  ob die entsprechenden Rechte schon eingeräumt worden sind.  
Die text l iche Festsetzung Nr. 6 schließt gewerblich betr ieben Parkhäuser aus, da 
sie von ihrer im Hinblick auf  ihre W irtschaf t l ichkeit  zu erwartende Größenordnung 
nicht mit der Eigenart des Mischgebiets zu vereinbaren sind. 
Nicht ausgeschlossen sind jedoch Tiefgaragen bzw. Garagengeschosse in ansons-
ten anders genutzten Gebäuden. 
Das o.g. Blockgutachten zeigte als Planungsvarianten eine Tiefgarage auf  dem 
Grundstück Kopernikusstr.  26A mit 52 Plätzen bzw. ein Parkhaus mit 110 Stell-
plätzen. Der Bedarf  für das innen l iegende Gewerbe wurde 1993 auf  der Grundla-
ge der BauOBln im Blockgutachten mit 640 Stellplätzen benannt. 
Durch das Achte Gesetz zur Änderung der Bauordnung für Berl in wurde die Stell-
platzpf l icht jedoch ab 1.11.1997 auf  Stellplätze für Behinderte beschränkt und 
dem o.g. Bedarf  die Rechtsgrundlage entzogen. 
 
Der Bebauungsplan gibt die Grundlage für einen Rückbau von 15 Stellplätzen/ Ga-
ragen in seinem Geltungsbereich. Inwieweit sich ein Notstand dadurch verschärfen 
kann, dass ein nicht existentes Parkhaus planungsrechtl ich ausgeschlossen wird, 
ist  nicht nachvollziehbar. 
 
Auswirkungen auf den B-Plan:  keine 
 
 
 
2. Die Festlegung zum Parkhausverbot auf  dem Grundstück Kopernikusstr.  26A 
behindern alle Bemühungen der Betrof fenenvertretung, der Sanierungsverwaltung 
und des Sanierungsbeauftragten zur Lösung der sich weiter verschärfenden Prob-
leme des ruhenden und f l ießenden Verkehrs: 
-  Seit  10 Jahren fordern wir die Vorlage eines Verkehrskonzeptes für das Sanie-
rungsgebiet und beteil igen uns über den „Runden Tisch Verkehr“ an der Suche 
nach Lösungen. Ein durchführbares Konzept wurde von der Verwaltung bisher 
nicht vorgelegt. 
-  Auch der von der Verwaltung eingesetzte Workshop „Gebietsverträgliches Par-
ken“, in dem die Stellplatzprobleme im Sanierungsgebiet gelöst werden sollten, 
hat noch keine Konzepte vorgelegt. 
-  Bei der von der Verwaltung konzeptionierten Sanierung der Grundstücke und des 
Straßenlandes sind in erheblichem Umfang Stellplätze im Sanierungsgebiet besei-
t igt worden. 
- Solange kein schlüssiges Konzept für die Lösung der Verkehrs- und Parkproble-
me vorl iegt,  darf  das Grundstück Kopernikusstr.  26A nicht durch das Verbot eines 
Parkhauses für weitere Überlegungen gesperrt  werden. Hier muss die Entwicklung 
der letzten sieben Jahre nach der Bürgerbeteil igung nach § 3 Abs. 1 BauGB und 
die Zukunft unseres Sanierungsgebietes mehr beachtet werden. Die Abwägung 
von Einzelinteressen gegenüber den Interessen der Mehrheit  ist  hier,  unseres Er-
achtens, nicht ausgewogen erfolgt.  
 
Zum Punkt 2 sind wir als Betrof fenenvertretung bisher nicht ausreichend beteil igt 
worden. Dies ist noch nachzuholen. 
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Abwägung: 
 
In Vorbereitung eines im Juni 1998 durchgeführten Workshops zum gebietsver-
träglichen Parken im Sanierungsgebiet Warschauer Straße wurden für den Block 
015 insgesamt 210 im Blockinnenbereich parkende Fahrzeuge ermittelt ,  von denen 
200 auf  den Geltungsbereich des Bebauungsplans entf ielen, davon wiederum 185 
auf  den gewerblich genutzten Teil,  in dem Stellplätze zulässig sind. Der Block 015 
war mit der Anzahl ermittelter parkender Fahrzeuge der hinsicht l ich des ruhenden 
Verkehrs bestversorgte Block im Sanierungsgebiet Warschauer Straße. 
Sicherl ich ist -  wie in Innenstadtbereichen generell -  die Stellplatzsituat ion man-
gelhaf t.  Dieser Umstand rechtfert igt jedoch nicht,  die Belange der Anwohner der 
Kopernikusstraße 26 bis 28 und der Kopernikusstraße 24,25 zurückzustellen, die 
durch ein Parkhaus als sonstige gewerbliche Nutzung auf  dem Grundstück Koper-
nikusstr.  26A unzumutbar belastet würden. Der Vorschlag der Gruppe 
WERKSTADT, an dieser als einziger für eine Neubebauung geeigneten Stelle ein 
Parkhaus zu verorten, wurde im Rahmen der f rühzeit igen Bürgerbeteil igung ja 
auch vehement abgelehnt. 
Ein Parkhaus als sonstiger Gewerbebetr ieb gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 4 der BauNVO 
setzt zudem eine Größenordnung voraus, die mit Sicherheit  nicht nur die blockbe-
zogene Nachfrage nach Stellplätzen, sondern die Nachfrage aus einem weit grö-
ßeren Einzugsbereich befr iedigen müsste. Damit ist  diese Nutzungsart im Blockin-
nenbereich (MI 3) generell mit der Eigenart des Mischgebiets im Block 015 nicht 
vereinbar und wird durch die text l iche Festsetzung Nr.6 ausgeschlossen. 
 
Eine Verbesserung der Versorgung mit Stellplätzen kann im Block 015 durch das 
Engagement privater Investoren erreicht werden. Der Neubau des Vorderhauses 
Kopernikusstr.  20 erhielt  eine Tiefgarage, auf  dem Grundstück Warschauer Str.  69 
entsteht im Rahmen der Sanierung der Bebauung eine Tiefgarage. Bei einer Neu-
bebauung des Grundstücks Kopernikusstr.  26A werden mit Sicherheit  Überlegun-
gen zu ihrer wirtschaf t l ichen Nutzung angestellt ,  die zur Bereitstellung von Stell-
plätzen führen können. 
 
Durch die Festsetzungen im Bebauungsplan wird die Anzahl der Stellplätze in sei-
nem Geltungsbereich um 15 verr ingert,  die sich im Blockrandbereich bef inden. 
Dieser Verlust kann im Rahmen der öf fent l ichen Auslegung des Bebauungsplans 
thematisiert  werden. Er ist jedoch kein erheblicher Verlust,  der in seinen Auswir-
kungen nicht zumutbar wäre. Schon das Blockgutachten von 1993 enthält  die For-
derung, parkende Autos auf  den Wohnhöfen auszuschließen. 
 
Die Beteil igung der Betrof fenenvertretung erfolgte im Rahmen der öf fent l ichen 
Auslegung. Außerdem wird die Betrof fenenvertretung über den quartalsweise 
statt f indenden Sanierungsbeirat zum Sanierungsgebiet Warschauer Straße regel-
mäßig über die laufenden Planungen einschließlich des Bebauungsplanverfahrens 
informiert und erhält  die Gelegenheit  zur Beteil igung. 
 
Auswirkungen auf den B-Plan: Die Begründung zum Bebauungsplan wird unter 
dem Punkt 2.1.2 um eine Bestandsanalyse zum ruhenden Verkehr im Block 015 
ergänzt. 
 
 
6 
 
Den Festsetzungen des Bebauungsplans wird seitens des Fachbereichs Natur-
schutz und Grünf lächen zugestimmt. 
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2.5.1 Auswertung der Einzelgesichtspunkte 
 
Im Rahmen der öf fent l ichen Auslegung des Bebauungsplans wurden sechs Stel-
lungnahmen abgegeben. Durch die geäußerten Anregungen und den anschließen-
den Abwägungsprozess wurden keine Planänderungen erforderl ich. Lediglich die 
Begründung zum Bebauungsplan wurde fortgeschrieben und in folgenden Punkten 
ergänzt :  
 
-  unter dem Punkt I  2.1.2 – Eigentumsverhältnisse und derzeit ige Nutzung - um 
eine Bestandsanalyse zum ruhenden Verkehr im Block 015: 
In Vorbereitung eines im Juni 1998 durchgeführten Workshops zum gebietsver-
träglichen Parken im Sanierungsgebiet Warschauer Straße wurden für den Block 
015 insgesamt  210 im Blockinnenbereich parkende Fahrzeuge ermittelt ,  von de-
nen 200 auf  den Geltungsbereich des Bebauungsplans entf ielen, davon wiederum 
185 auf  den gewerblich genutzten Blockinnenbereich, in dem Stellplätze zulässig 
sind sowie 15 auf  den Blockrandbereich, in dem Stellplätze durch den Bebauungs-
plan ausgeschlossen werden. Der Block 015 war mit dieser Anzahl ermittelter par-
kender Fahrzeuge der hinsicht l ich des ruhenden Verkehrs bestversorgte Block im 
Sanierungsgebiet Warschauer Straße. 
 
-   unter Punkt I I I  2.0.0 – Bodenrechtl iche Auswirkungen - um eine Darstellung der 
rechtl ichen Bedeutung der Festsetzung einer mit einem Gehrecht zugunsten des 
Grundstücks Warschauer Str.  70A zu belastenden Fläche auf  dem Grundstück 
Warschauer Str.  70: 
Auf  dem Grundstück Warschauer Str.  70 ist bereits über die nur ein Gehrecht vor-
sehende text l iche Festsetzung 8.5 hinausgehend ein Geh- und Fahrrecht als Bau-
last zugunsten des Grundstücks Warschauer Str.  70A eingetragen. Die auf  eine 
vor dem Landgericht erzielte Einigung zwischen den jeweil igen Eigentümern der 
beiden Grundstücke zurückzuführende Baulasteintragung wird durch den Bebau-
ungsplan nicht außer Kraf t  gesetzt.  Der § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB ermöglicht aus 
städtebaulichen Gründen die Festsetzung von Flächen, die mit Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten zugunsten der Allgemeinheit ,  eines Erschließungsträgers oder 
eines beschränkten Personenkreises zu belasten sind. Er ermöglicht nicht die 
Festsetzung von Flächen, auf  denen diese Belastungen ausgeschlossen sind.  
Die erzielte privatrechtl iche Regelung ist jedoch mit der Einschränkung verbun-
den, dass sie auch der sanierungsrechtl ichen Genehmigung bedarf ,  diese aber 
nicht erteilt  wurde. Der Rechtsstreit  ist  noch vor dem Verwaltungsgericht anhän-
gig. 
Die Festsetzung der zugunsten des Grundstücks Warschauer Str.  70A mit einem 
Gehrecht zu belastenden Fläche auf  dem Grundstück Warschauer Str.  70 sichert 
die aus öf fent l ich- rechtl icher Sicht notwendige Mindestqualität der Erschließung. 
Darüber hinausgehende privatrechtl iche Vereinbarungen bleiben davon unberührt.  
Die Festsetzung von  mit Geh- und Fahrrechten zu belastende Flächen auf  den 
Grundstücken Kopernikusstr.  26 bis 28 und Kopernikusstr.  26A zugunsten des 
Grundstücks Warschauer Straße 70A sichert die Erschließung für Kfz, die für Lkw 
ohnehin nur hier erfolgen kann. 
 
-   unter Punkt I I I  2.0.0 – Bodenrechtl iche Auswirkungen - um die Darstellung der 
rechtl ichen Bedeutung des Ausschlusses von Stellplätzen und Garagen auf  den 
Grundstücken des Blockrandbereichs auf  das auf  dem Grundstück Grünberger Str.  
48/ 48A bef indliche Pförtnerhäuschen: 
Auch in der zweiten Fortschreibung des Neuordnungskonzeptes im Sanierungsge-
biet Warschauer Straße ist das Pförtnerhäuschen zum Abriss dargestellt .  
Dieser Abriss ist al lerdings nicht aus den Festsetzungen des Bebauungsplans ab-
zuleiten: Nebenanlagen sind in allen Baugebieten zulässig. Der Bebauungsplan 
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schließt mit der text l ichen Festsetzung Nr. 3 nur Stellplätze und Garagen im MI 1 
und im MI 2 aus. Das Pförtnerhäuschen ist von dieser Festsetzung nicht betrof fen. 
 
 
Die Rechtsgrundlage für die Festsetzung von mit Geh- und Fahrrechten zu belas-
tenden Flächen wurde bericht igt von § 9 Abs. 1 Nr. 23 in § 9 Abs. 1 Nr. 21. 
 
 
 
3. Bezirksamtsbeschluss über den Entwurf der Rechtsverordnung  
 
Das Bezirksamt Friedrichshain- Kreuzberg hat in seiner Sitzung am 04.01.05 mit 
der Beschlussnummer I I /606/05 den Beschluss über das Ergebnis der Interessen-
abwägung des Bebauungsplans nach erfolgter öf fent l icher Auslegung gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB, den Bebauungsplan V-48 einschließlich Begründung sowie den 
Entwurf  der Rechtsverordnung gefasst.  
 
 
 
4. BVV- Beschluss über den Entwurf der Rechtsverordnung  
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 23.02.05 mit der 
Drucksache Nr. 1450/II  – Vorlage zur Beschlussfassung - den Beschluss über das 
Ergebnis der Interessenabwägung des Bebauungsplans nach erfolgter öf fent l icher 
Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB, den Bebaungsplan V-48 einschließlich Be-
gründung sowie den Entwurf  der Rechtsverordnung gefasst.  
 
 
 
5. Anzeigeverfahren nach § 6 Abs. 4 AGBauGB 
 
Mit  Schreiben vom 03.03.05 wurde der Bebauungsplan V-48 bei der Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung angezeigt,  die mit Schreiben vom 02.05.05 erklärte, 
dass der Bebauungsplan nicht beanstandet wird und daher gemäß § 6 Abs. 5 AG-
BauGB als Rechtsverordnung festgesetzt werden kann. 
Die gegebenen Hinweise zur redaktionellen Überarbeitung wurden berücksicht igt 
und erscheinen im Text im Änderungsmodus. Die Auswertung der öf fent l ichen 
Auslegung wurde insgesamt in die Begründung eingefügt. 
 
 
 
6. Bezirksamtsbeschluss über die Festsetzung des Bebauungsplans 
 
Das Bezirksamt Friedrichshain- Kreuzberg hat in seiner Sitzung am 24.05.05 mit 
der Beschlussnummer I I /738/05 den Beschluss über die Festsetzung des Bebau-
ungsplans gefasst.  
 
 
 
6.1. Vorlage zur Kenntnisnahme für die BVV 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 22.06.05 mit der 
Drucksache Nr. 1666/II  – Vorlage zur Kenntnisnahme - den Beschluss über die 
Festsetzung des Bebauungsplans zur Kenntnis genommen. 
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7. Veröffentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
 
Die Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans V-48 wurde am 05. Juli 
2005 auf  der Seite 352 im Gesetz- und Verordnungsblatt  für Berl in (Nr. 23) veröf-
fent l icht.  
 
 
 
V Rechtsgrundlagen 
 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I  S. 
2414), geändert durch Art ikel 2 des Gesetzes vom 3. Mai 2005 (BGBl. I  S. 1224) 
in Verbindung mit dem Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 27. August 
1997 (BGBl. I .  S. 2141, 1998 I S. 137), zuletzt geändert durch Art ikel 4 Abs. 10 
des Gesetzes vom 5. Mai 2004 (BGBl.I  S. 718) in Verbindung mit dem Baugesetz-
buch in der Fassung vom 8. Dezember 1986 (BGBl. I  S. 2253), zuletzt geändert 
durch Art ikel 24 des Gesetzes vom 20. Dezember 1996 (BGBl. I  S. 2049/2076). 
 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung  
- BauNVO -) in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I  S. 132), zuletzt geän-
dert durch Art ikel 3 des Gesetzes vom 22. Apri l 1993 (BGBl. I  S. 466). 
 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs (AGBauGB) in der Fassung vom 7. 
November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Art ikel I I  des Gesetzes 
vom 18. Dezember 2004 (GVBl. S. 524). 
 
 
VI Haushaltsmäßige Auswirkungen 
 
Die bei der Anwendung von § 179 BauGB erforderl ichen Mittel für Rückbaumaß-
nahmen können aus Städtebauförderungsmitteln der Sanierungsverwaltung (Titel 
89331) f inanziert werden, solange das Sanierungsgebiet Warschauer Straße förm-
lich festgesetzt bleibt.  Mit der Aufhebung der Sanierungsverordnung ist voraus-
sicht l ich 2009 bis 2010 zu rechnen. 
 
 
 
Aufgestellt  
 
Berl in, den 21.07.2005 
 
 
Bezirksamt Friedrichshain- Kreuzberg von Berlin 
Abt. für Stadtentwicklung und Bauen 
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